Deutscher Bundestag 

14. Wahlperiode 


Drucksache 14/257 

08 . 01.99 


Schriftliche Fragen 

mit den in der Woche vom 4. Januar 1999 
eingegangenen Antworten der Bundesregierung 


Verzeichnis der Fragenden 


Abgeordnete Nummer 

der Frage 

Bonitz, Sylvia (CDU/CSU) 12, 13, 14, 15 

Büttner, Flartmut (Sehönebeek) 

(CDU/CSU) 55,56,57,58 

Doss, Hansjürgen (CDU/CSU) 16,17 

Eieh, Ludwig (SPD) 18,19 

Eichhorn, Maria (CDU/CSU) .... 45,46,47,48 

Frankenhauser, Herbert 

(CDU/CSU) 20,21,22,23 

Dr.Göhner, Reinhard (CDU/CSU) 8,9 

Götz, Peter (CDU/CSU) 59,60 

Keinen, Ursula (CDU/CSU) 61, 62, 63, 64 

Hinsken, Ernst (CDU/CSU) 70 

Dr. -Ing. Kansy, Dietmar (CDU/CSU) . . . 65,66 

Klemmer, Siegrun (SPD) 24,25,26,67 

Lotz, Erika (SPD) 27 

Dr. Luther, Michael (CDU/CSU) 1,28 


Abgeordnete Nummer 

der Frage 

Dr. Mayer, Martin (Siegertsbrunn) 

(CDU/CSU) 33 

Dr. Müller, Gerd (CDU/CSU) 42,43,44 

Neumann, Volker (Bramsche) (SPD) . . . 2,3,4, 5 
Dr.Ramsauer, Peter (CDU/CSU) . . . . 34,35,36 
Dr. Richter, Edelbert (SPD) 37,38,39 

Rönsch, Hannelore (Wiesbaden) 

(CDU/CSU) 49,50,68,69 

Rüspel, Ren'e (SPD) 53,54 

Dr. Schmidt-Jortzig, Edzard (F.D.P.) .... 29,30 

Schmidt-Zadel, Regina (SPD) 51,52 

Dr. Sehubert, Mathias (SPD) 31,32 

Dr. Schwall-Düren, Angeliea (SPD) . . . 71,72,73 

Dr. Stadler, Max (F.D.P.) 10,11 

Steinbach, Erika (CDU/CSU) 6, 7 

Tauss, Jörg (SPD) 40,41 



Drucksache 14/257 


— II — 


Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


Verzeichnis der Fragen nach Geschäftsbereichen der Bundesregierung 


Seite 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

Dr. Luther, Michael (CDU/CSU) 

Unterstützung des wirtschaftlichen 
Umstrukturierungsprozesses in den 
osteuropäischen E U-Beitrittsländern ... 1 

Neumann, Volker (Bramsche) (SPD) 

Forderungen Griechenlands nach 

Entschädigungen als Folge des 

Zweiten Weltkrieges 2 

Steinbach, Erika (CDU/CSU) 

Rückgabe deutscher Kulturgüter 


durch die russische Regierung 3 

Visumfreiheit für Estland, Lettland 

und Litauen 4 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des 
Innern 


Dr. Göhner, Reinhard (CDU/CSU) 

Tätigkeiten der PKK im Kreis Herford . . 4 

Dr. Stadler, Max (F.D.P.) 

Selbstmordrate, insbesondere bei Jugend- 
lichen, in Abschiebehaftanstalten 5 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 

Bonitz, Sylvia (CDU/CSU) 

Kontakte mit der italienischen Regierung 
betr. Abdullah Öcalan; Ermittlungs- 
verfahren vor einem internationalen 
Strafgericht 5 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 

Finanzen 

Doss, Hansjürgen (CDU/CSU) 

Bedeutung der Teilwertabschreibung nach 

§ 6 EStG bei der Vergabe von Krediten 

für Existenzgründer 7 

Schuldenerlaß für die ärmsten Länder 
als Voraussetzung für die Gewährung 
von Krediten 


Seite 

Eich, Ludwig (SPD) 

Finanzkraftdurchschnitt der finanzstarken 
Bundesländer 1997 nach Durchführung 
des Länderfinanzausgleichs und bei 
Festlegung einer Abschöpfungs- 
grenze von 60 bis 50 V. H 8 

Frankenhauser, Herbert (CDU/CSU) 

Auswirkungen der Abschaffung von Teil- 
wertabschreibungen auf die deutsche 
Brauwirtschaft angesichts der Ver- 
gabe von Darlehen an Gastwirte 


über Bierlieferungsverträge 9 

Eigenheimförderung (unterteilt nach 
Einkommensgruppen) im Jahre 1997 ... 10 


Klemmer, Siegrun (SPD) 

Gerichtliche Auseinandersetzungen mit 
den Zwischenmietern der sog. Alliier- 
tenwohnungen in Berlin 10 

Vereinbarkeit des sog. „schnellen 
Interventionsmechanismus” im E U- 
Binnenmarkt mit der grundgesetzlich 


verbrieften Koalitionsfreiheit 11 

Lotz, Erika (SPD) 

Häufigkeit der vom Bundesrechnungshof 
gerichtlich durchgesetzten Prüfungsrechte . 12 


Dr. Luther, Michael (CDU/CSU) 

Beschleunigung des Hauptprüfverfahrens 
der E U-Kommission zum Entschädigungs- 
und Ausgleichsleistungsgesetz 12 

Dr. Schmidt-Jortzig (F.D.P.) 

Bewertung des Hauptprüfverfahrens der 
E U-Kommission zum E ALG in bezug auf 
die gewährten Vorzugspreise beim 
Erwerb von ehemaligen LPG- 
Liegenschaften 13 

Dr. Schubert, Mathias (SPD) 

Finanzkraftdurchschnitt der einzelnen 
Bundesländer vor und nach dem 
Länderfinanzausgleich 13 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Technologie 

Dr. Mayer, Martin (Siegertsbrunn) (CDU/CSU) 
Vorlage der Verordnungen zum Telekom- 
munikationsgesetz (TKG) und zum Infor- 
mations- und Kommunikationsdienste- 
gesetz (luKDG) 


7 


14 




Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


- III - 


Drucksache 14/257 


Seite 

Dr. Ramsauer, Peter (CDU/CSU) 

Vorlage des Landgerichts Kiel zum 
Europäischen Gerichtshof betr. Ver- 
einbarkeit des Stromeinspeisungs- 
gesetzes mit europäischem Recht 15 

Dr. Richter, Edelbert (SPD) 

Umsetzung des Programms „Innovations- 
kompetenz mittelständischer Unter- 
nehmen” 16 

Tauss, Jörg (SPD) 

Auswirkungen der Vereinbarung des 
Wassenaar-Arrangements auf die 
Verbreitung neuer und sicherer 
Verschlüsselungsverfahren 17 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 

Ernähruug, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Müller, Gerd (CDU/CSU) 

Vorschläge zur Reform der Milchmarkt- 
ordnung; Fortsetzung der Quotenregelung; 
Umsetzung des sog. Allgäu-Modells ... 18 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Eichhorn, Maria (CDU/CSU) 

Anteil der nichtehelichen Lebensgemein- 
schaften und der darin lebenden Kinder 
und Jugendlichen; Umfang der nach- 
folgenden Eheschließungen 20 

Rönsch, Hannelore (Wiesbaden) (CDU/CSU) 
Entwicklung der Scheidungsrate in den 
letzten 20 Jahren, insbesondere 1998; 

Anteil der Wiederheirateten 22 

Schmidt-Zadel, Regina (SPD) 

Forschungs- und Modellprojekte in den 
Bereichen Pflegeversicherung und 
Betreuung Demenzkranker seit 1994 ... 23 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 

Gesuudheit 

Röspel, Ren'e (SPD) 

Individual- und Gruppenprophylaxe in der 
zahnärztlichen Versorgung; Anfertigung 
von Zahnersatzleistungen im euro- 
päischen Ausland 26 


Seite 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 

Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

Büttner, Hartmut (Schönebeck) (CDU/CSU) 
Ganzjährige Schiffbarmachung der Saale; 
Ergebnisse der Umweltverträglichkeits- 
prüfungen; Bau einer Staustufe bei 
Rosenburg 28 

Götz, Peter (CDU/CSU) 

Einstellung der Förderung des Miet- 
wohnungsbaus angesichts des zurück- 
gehenden Bedarfs 29 

Heinen, Ursula (CDU/CSU) 

Anschluß der L 82 A (Umgehung Porz- 

Zündorf) an die A 59; Auswirkungen 

auf den geplanten Ausbau der A 59 .... 30 

Dr.-Ing. Kansy, Dietmar (CDU/CSU) 

Neubaubedarf von Wohnungen 1994 bis 
2000 gemäß Wohnungsbaubedarfsprognose 
1996; Abbau des prognostizierten Defizits 
durch Neubauten bis Ende 1998 31 

Klemmer, Siegrun (SPD) 

Bedarf an den sog. Alliiertenwohnungen 
für die nach Berlin umziehenden 
Bundesbediensteten 32 

Rönsch, Hannelore (Wiesbaden) (CDU/CSU) 
Aktualisierung der Raumordnungs- 
prognose 2010 hinsichtlich der 
Bevölkerungs-ZHaushaltsentwick- 
lung durch die Bundesanstalt für 
Landeskunde und Raumordnung 33 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 

Umwelt, Naturschutz uud Reaktorsicherheit 

Hinsken, Ernst (CDU/CSU) 

Erkenntnisse über Hörschäden bei 
Besuchern von Rock-Konzerten 34 

Dr. Schwall-Düren, Angelica (SPD) 

Serienmäßiger Einbau von Ölwechsel 
erübrigenden Ölfiltern in Kraftfahr- 
zeugen; Ausrüstung der im Bereich 
des Bundes befindlichen Fahrzeuge 


mit derartigen Ölfiltern 35 

Festlegung von Sparzielen für den Ver- 
brauch an Wasser, Öl, Strom und Gas 
innerhalb der Bundesverwaltung 36 



Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


1 


Drucksache 14/257 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Luther 


(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um im Rahmen ihrer EU- 
Ratspräsidentschaft den notwendigen wirt- 
schaftlichen Umstrukturierungsprozeß in der 
ersten Gruppe der Beitrittskandidaten (Polen, 
Ungarn, Tschechien, Estland, Slowenien) zu 
unterstützen und dabei die Erfahrungen aus 
dem Aufbau der neuen Länder einzubringen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 5. Januar 1999 

Die Erweiterung der Europäischen Union um die Reformstaaten in 
Mittel- und Osteuropa bildet einen Schwerpunkt der deutschen EU- 
Ratspräsidentschaft. Voraussetzung für die zügige Fortführung des Bei- 
trittsprozesses ist die konsequente Fortsetzung des wirtschaftlichen 
Umstrukturierungsprozesses in den Beitrittsländern. 

Die Europäische Union unterstützt den wirtschaftlichen Umstrukturie- 
rungsprozeß aller Beitrittskandidaten im Rahmen ihrer intensivierten 
Heranführungsstrategie. Neben den Europaabkommen ist die Beitritts- 
partnerschaft das wichtigste Element der Heranführungsstrategie. Die 
Beitrittspartnerschaften mit den einzelnen Beitrittskandidaten umfas- 
sen Prioritäten für die Vorbereitung auf den Beitritt und die Hilfen der 
Europäischen Union. In einem jährlichen Fortschrittsbericht werden 
die Fortschritte und Defizite im Annäherungsprozeß festgestellt. 

Der Annäherungsprozeß wird durch eine finanzielle Hilfe flankiert. Im 
Zentrum steht dabei das PHARE-Programm, das seit Anfang 1998 
schwerpunktmäßig auf die Vorbereitung der Beitrittsländer auf den 
EU-Beitritt ausgerichtet ist. Für das Jahr 1999 stehen rund 1,4 Mrd. 
Euro bereit. 

Ein wesentlicher Bestandteil des neuausgerichteten PHARE-Pro- 
gramms ist die Unterstützung beim Aufbau von Verwaltungen und 
öffentlichen Institutionen im Rahmen des PHARE-Verwaltungspart- 
nerschafts-Programms (sog. Twinning-Programm). Bisher wurden 71 
solcher Partnerschaftsprojekte zwischen E U-Mitgliedstaaten und den 
Beitrittsländern vereinbart. Deutschland ist an insgesamt 47 Projekten 
beteiligt, davon bei 36 Projekten als Hauptpartner. Dabei fließen auch 
die Erfahrungen des Aufbaus in den neuen Bundesländern ein. Einige 
der Projekte stehen direkt unter der Federführung der neuen Bundes- 
länder. 

Zu der PHARE-Hilfe sollen ab dem Jahr 2000 eine Heranführungshilfe 
für die Landwirtschaft (SAPARD) sowie eine strukturpolitische Heran- 
führungshilfe (ISPA) treten. Für beide Systeme muß noch im Rahmen 
der Beschlußfassung über die Agenda 2000 die Höhe des Betrags festge- 
legt werden. Die EU-Kommission hat folgende jährliche Mittelausstat- 
tung für 2000 bis 2006 vorgeschlagen: PHARE 1,56 Mrd. Euro, ISPA 
1 Mrd. Euro, SAPARD 0,5 Mrd. Euro. 
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Während der deutschen E U-Präsidentschaft werden neue Leitlinien für 
das PHARE-Programm ab dem Jahr 2000 erörtert werden. Nach den 
inzwischen vorliegenden Vorstellungen der EU-Kommission sollen 
dabei die Erfahrungen aus der Umsetzung der Beitrittspartnerschaften 
in das Programm integriert und das PHARE-System von den anderen 
Heranführungshilfen abgegrenzt werden. Die Bundesregierung wird 
insbesondere auch die Erfahrungen aus dem Aufbau in den neuen Län- 
dern mit in die Beratungen einbringen. 

Daneben unterstützt Deutschland auf bilateraler Basis den wirtschaft- 
lichen Umstrukturierungsprozeß in der ersten Gruppe der Beitrittskan- 
didaten durch Maßnahmen der Beratung und der Aus- und Weiterbil- 
dung im Rahmen des TRANSFORM-Programms der Bundesregie- 
rung. In diesem Programm wirken auch Berater aus den neuen Bundes- 
ländern mit bzw. Fachleute, die Erfahrungen bei der Umstellung von 
der Plan- zur Marktwirtschaft in den neuen Bundesländern gewonnen 
haben. Mit Hilfe des Programms sollen u. a. die Grundlagen einer 
modernen demokratischen Entwicklung gefestigt, marktwirtschaftliche 
Rahmenbedingungen geschaffen, mittelständische Strukturen und Un- 
ternehmen gefördert sowie qualifiziertes Fachpersonal herangebildet 
werden. Das seit fünf Jahren bestehende erfolgreiche und in den Part- 
nerländern besonders anerkannte Programm soll auch in den nächsten 
Jahren fortgesetzt werden. 


2. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Welche Haltung hat die Bundesregierung zu der 
griechischen Forderung nach Verhandlungen 
über die Rückzahlung der Zwangsanleihe aus 
dem Jahr 1942? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 23. Dezember 1998 

Der Bundeskanzler hat auf einer gemeinsamen Pressekonferenz mit 
Ministerpräsident Konstantinos Simitis am 7. Dezember 1998 in Bonn 
bekräftigt, daß dieses Thema abgeschlossen sei und die Bundesregie- 
rung keine Möglichkeit sehe, es wieder aufzunehmen. 


3. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung weitere griechische 
Forderungen nach Entschädigungen als Folge 
des Zweiten Weltkrieges bekannt, und wie wird 
sie darauf reagieren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 23. Dezember 1998 

Weitere Entschädigungsforderungen, sie sich auch die griechische 
Regierung zu eigen gemacht hat, haben Hinterbliebene der Opfer deut- 
scher Vergeltungsmaßnahmen erhoben. Auch dabei handelt es sich 
nach völkerrechtlichen Maßstäben um Reparationsforderungen, die der 
Bundeskanzler mit der zitierten Erklärung beantwortet hat. 
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Das O L G Köln hat in einem nicht rechtskräftigen Urteil die Auffassung 
der Bundesregierung bestätigt, daß es im deutschen Recht keine Grund- 
lage für derartige Forderungen gibt. 

Entsprechende Klagen in Griechenland sind von griechischen Gerich- 
ten mit dem Hinweis auf die Staatenimmunität der Bundesrepublik 
Deutschland als unzulässig abgewiesen worden. In einem Fall, in dem 
ein griechisches Gericht anders entschieden hat, hat die Bundesrepublik 
Deutschland Sprungrevision beim Obersten Gerichtshof in Athen ein- 
gelegt. 


4. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Forderungen griechi- 
scher Bürger nach Entschädigungen für Zwangs- 
arbeit während des Krieges bekannt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 23. Dezember 1998 


Solche Forderungen sind der Bundesregierung nicht bekannt. 


5. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob griechi- 
sche Entschädigungsansprüche aus der Zeit des 
Krieges an die DDR gerichtet worden sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 23. Dezember 1998 


Dies ist der Bundesregierung nicht bekannt. 


6. Abgeordnete 

Erika 

Steinbach 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung im Verlauf ihrer 
ersten Gespräche mit der russischen Regierung 
das Thema der Rückgabe des nach Kriegsende 
verschleppten deutschen Kulturgutes angespro- 
chen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 23. Dezember 1998 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den vertrauensvollen Dialog mit der 
russischen Regierung über dieses wichtige und sensible Thema fortzu- 
führen. 




Drucksache 14/257 


- 4 - 


Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


7. Abgeordnete 

Erika 

Steinbach 


(CDU/CSU) 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung, einge- 
denk der besonderen historischen Verantwor- 
tung, den Republiken Estland, Lettland und 
Litauen die Visumfreiheit einzuräumen, und 
mit welchen der drei Republiken hat die neue 
Bundesregierung diesbezüglich bereits Gesprä- 
che geführt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 23. Dezember 1998 

Der Schengener Exekutiv-Ausschuß hat am 16. Dezember 1998 unter 
deutscher Präsidentschaft den Beschluß gefaßt, daß die Schengen-Staa- 
ten zur Abschaffung der Visumpflicht für Estland, Lettland und Litauen 
bis spätestens zum 1. März 1999 die erforderlichen Maßnahmen einlei- 
ten. Gleichzeitig bitten die Schengen-Staaten die baltischen Staaten, 
dem VN-Abkommen über die Rechtsstellung der Staatenlosen vom 
28. September 1954 beizutreten, damit die gesamte Wohnbevölkerung 
der baltischen Staaten in den Genuß des visumfreien Reiseverkehrs 
kommen kann. Der Beschluß ist auf Initiative Deutschlands zustande 
gekommen. Deutschland hat damit seinen klaren Fahrplan zur Visum- 
freiheit mit den baltischen Staaten eingehalten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des innern 


8. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 
Göhner 


(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung, z. B. durch den Verfassungsschutz, über 
Tätigkeiten der PKK im Kreis Herford vor? 


Antwort des Staatssekretärs Claus Henning Schapper 
vom 29. Dezember 1998 

Der Bundesregierung liegen keine unmittelbaren Erkenntnisse über 
Aktivitäten der PKK oder anderer kurdischer Organisationen im Kreis 
Herford vor. 

Es ist in diesem Zusammenhang allerdings daraufhinzuweisen, daß die 
Beobachtung regionaler Aktivitäten extremistischer Gruppierungen 
sowie die Verfolgung ggf durch derartige Organisationen begangener 
Straftaten in die Zuständigkeit der jeweiligen Landesbehörden fällt. 


9. Abgeordneter 

Dr. Reinhard 
Göhner 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, inwieweit die 
PKK oder andere kurdische Organisationen im 
Kreis Herford aufgetreten oder tätig gewesen 
sind? 
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Antwort des Staatssekretärs Claus Henning Schapper 
vom 29. Dezember 1998 

Auf die Antwort zu Frage 8 wird verwiesen. 


10. Abgeordneter 

Dr. Max 
Stadler 

(F.D.P.) 


Wie viele Abschiebehäftlinge haben sich nach 
Kenntnis der Bundesregierung seit der Einfüh- 
rung der Abschiebehaft in den entsprechenden 
Haftanstalten das Leben genommen, aufgeteilt 
nach den einzelnen Bundesländern und - nach 
Möglichkeit - nach den einzelnen Haftanstal- 
ten? 


1 1. Abgeordneter 

Dr. Max 
Stadler 

(F.D.P.) 


Wie viele Selbstmörder in den Abschiebehaft- 
anstalten waren Jugendliche bzw. Heranwach- 
sende, und welche Folgerungen für die Zuläs- 
sigkeit und Durchführung der Abschiebehaft 
bei Jugendlichen haben Bund und Länder dar- 
aus gezogen? 


Antwort des Staatssekretärs Claus Henning Schapper 
vom 29. Dezember 1998 

Nach der Zuständigkeitsverteilung des Grundgesetzes führen die Bun- 
desländer das Ausländerrecht als eigene Angelegenheit aus. Dies um- 
faßt auch Anordnung und Durchführung der Abschiebungshaft. Der 
Bundesregierung liegen daher weder zum Alter der Abschiebungshäft- 
linge, die sich während der Abschiebungshaft das Leben genommen 
haben, noch zur zahlenmäßigen Verteilung auf die Bundesländer und 
die einzelnen Haftanstalten Erkenntnisse vor. Gleiches gilt für even- 
tuelle Vorsorgemaßnahmen der Länder. Im übrigen wird auf die Ant- 
worten der Bundesregierung auf einschlägige Kleine Anfragen der 
Gruppe der PDS verwiesen (u. a. Drucksachen 13/3801, 13/3802, 
13/7328 und 13/7330). 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


12. Abgeordnete 

Sylvia 

Bonitz 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Schritte unternimmt die 
Bundesregierung, um den Strafrechtsanspruch 
Deutschlands gegenüber dem mutmaßlichen 
Straftäter Abdullah Öcalan durchzusetzen, ge- 
gen den ein Haftbefehl des Bundesgerichtshofes 
wegen Mordaufträgen und Erpressung vorliegt, 
und wird sie beispielsweise einen bis zum 
22. Dezember 1998 immer noch statthaften 
Antrag auf Auslieferung stellen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Eckhart Pick 
vom 4. Januar 1999 

Die Bundesregierung hat entschieden, daß sie aus den den zuständigen 
Ausschüssen des Deutschen Bundestages ausführlich dargelegten 
Gründen kein Auslieferungsersuchen stellen wird. Sie hat von Anfang 
an deutlich gemacht, daß die türkischen Strafvorwürfe überwiegen und 
gegebenenfalls wegen des Auslieferungshindernisses der türkischen 
Todesstrafe eine internationale Lösung bei der Strafverfolgung Abdul- 
lah Öcalans gefunden werden müsse. 


13. Abgeordnete 

Sylvia 

Bonitz 

(CDU/CSU) 


Inwieweit finden derzeit Kontakte der deut- 
schen Bundesregierung mit der Regierung Ita- 
liens statt, um in Anbetracht der neuen Sach- 
lage eine Abschiebung Abdullah Öcalans in ein 
Drittland, in dem kein Prozeß gegen ihn zu 
erwarten ist, zu verhindern, und welche Gründe 
sind der Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang für die Entscheidung der italienischen 
Justizbehörden zur Aufhebung des Hausarre- 
stes bekanntgeworden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Eckhart Pick 
vom 4. Januar 1999 

Die Bundesregierung hat in eingehenden Kontakten bis in die jüngste 
Zeit hinein mit der italienischen Regierung alle in Betracht kommenden 
Lösungswege sondiert, um Abdullah Öcalan wegen der ihm zur Last 
gelegten Straftaten umfassend zur Rechenschaft zu ziehen. 

Die Aufhebung des Hausarrestes beruht auf einer Entscheidung des 
Appellationsgerichtes Rom vom 16. Dezember 1998. Das Gericht stützt 
seine Entscheidung im wesentlichen darauf, daß der deutsche Haftbe- 
fehl, der neben einem türkischen Haftbefehl der Festnahme zugrunde 
gelegen hatte, aufgehoben worden sei. Das Gericht behält sich „jegliche 
Entscheidung hinsichtlich des Auslieferungsverfahrens vor, das gegen 
Öcalan aufgrund des von der türkischen Justizbehörde erlassenen Haft- 
befehls eingeleitet worden ist”. 


14. Abgeordnete 

Sylvia 

Bonitz 

(CDU/CSU) 


Welchen Inhaltes sind diese Kontakte, und wel- 
che Zielrichtung verfolgt die Bundesregierung 
dabei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Eckhart Pick 
vom 4. Januar 1999 

Hinsichtlich dieser Frage wird auf die Antworten zu den vorstehenden 
Fragen verwiesen. 




Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


- 7 - 


Drucksache 14/257 


15. Abgeordnete 

Sylvia 

Bonitz 

(CDU/CSU) 


Wie lautet die Vereinbarung mit dem italie- 
nischen Ministerpräsidenten im einzelnen, die 
sicherstellen sollte, daß Abdullah Öcalan vor 
einem - derzeit noch nicht existenten - inter- 
nationalen Strafgericht der Prozeß gemacht 
würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Eckhart Pick 
vom 4. Januar 1999 

Ein Prozeß vor einem internationalen Strafgericht gehörte zu den 
Optionen, die in dem Gespräch des Bundeskanzlers mit dem italieni- 
schen Ministerpräsidenten vom 27. November 1998 erörtert wurden. 
Eines der Ergebnisse dieses Gesprächs war, daß sich bereits am folgen- 
den Tag die Außenminister bei ihrem bereits geplanten Treffen sowie 
Experten in einer A d-hoc-Arbeitsgruppe mit dieser Frage befaßten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


16. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
der Teilwertabschreibung nach § 6 Einkommen- 
steuergesetz (EStG) bei im Hinblick auf die 
Liquidität der dieses steuermindernde Instru- 
ment nutzenden Betriebe sowie im Hinblick auf 
das Verhalten der Kreditwirtschaft, die bei der 
Vergabe von Krediten an Existenzgründer und 
andere Investoren bei Wegfall der Teilwertab- 
schreibung eine andere Absicherung gegenüber 
dem Ausfallrisiko finden muß? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. Dezember 1998 

Die Streichung der Teilwertabschreibung ist im Entwurf eines Steuer- 
entlastungsgesetzes 1999/2000/2002 (Drucksache 14/23) vorgesehen. 
Die dagegen vorgetragenen Bedenken werden derzeit sorgfältig 
geprüft, in den weiteren parlamentarischen Beratungen wird geklärt 
werden müssen, ob und ggf inwieweit diesen Bedenken Rechnung ge- 
tragen werden kann. 


17. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Forde- 
rung des Weltkirchenrates und der Kampagne 
„Erlaßjahr 2000” nach einem sofortigen Schul- 
denerlaß für die ärmsten Länder generell sowie 
im Hinblick auf die mittel- und langfristige 
Bonität dieser Länder als Voraussetzung für die 
künftige Gewährung von Krediten? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. Dezember 1998 

Die Bundesregierung hat an der Konzeption und Weiterentwicklung 
der von der Weltbank und dem Internationalen Währungsfonds (IWF) 
initiierten und vom Pariser Club unterstützten Schuldeninitiative für 
hochverschuldete arme Länder (HIPC-Schuldeninitiative) von Anbe- 
ginn an aktiv mitgewirkt. Durch diese Initiative ist ein geeignetes Instru- 
mentarium entwickelt worden, das vielfältige Elemente für eine Lösung 
der Schuldenprobleme der ärmsten Länder einschließlich ergeiziger 
und nachhaltiger wirtschaftspolitischer Reformen in den Schuldnerlän- 
dern selbst enthält, darunter auch einen sehr weitgehenden Schulden- 
erlaß. Die Bundesregierung wird sich bei der Vorbereitung des Wirt- 
schaftsgipfels in Köln 1999 für konkrete Verbesserungen dieses Instru- 
mentariums einsetzen und eine deutsche Initiative zur weiteren Erleich- 
terung der Schuldenlast der ärmsten Entwicklungsländer unterbreiten. 
Die Initiativen des Weltkirchenrates und der Kampagne „Erlaßjahr 
2000” in diesem Bereich werden von der Bundesregierung als positive 
Diskussionsbeiträge angesehen. 

Für die mittel- und langfristige Bonität verschuldeter Länder ist wesent- 
liche Voraussetzung die Regelung ihrer Schuldenprobleme. Darüber 
hinaus ist es zur Verbesserung der Kreditwürdigkeit dieser Ländern, die 
u. a. für die Gewährung von neuen Krediten maßgeblich ist, von großer 
Bedeutung, daß das jeweilige Land ein wirtschaftliches Anpassungspro- 
gramm mit dem IWF vereinbart und umsetzt. Diese Auffassung wird 
auch durch den Weltkirchenrat gestützt, der Schuldenerleichterungen 
an Auflagen und Programme zur Verbesserung der ökonomischen, 
ökologischen und sozialen Rahmenbedingungen in den jeweiligen 
Schuldnerländern knüpfen will. 


18. Abgeordneter 

Ludwig 

Eich 

(SPD) 


Wieviel (in v. H . und in Mrd. DM) von ihrer 
„überdurchschnittlichen Finanzkraft” verblieb 
den finanzstarken Ländern 1997 nach Durch- 
führung des Länderfinanzausgleichs? 


19. Abgeordneter 

Ludwig 

Eich 

(SPD) 


Wieviel Mrd. DM wären dies gewesen, wenn 
die Abschöpfungsgrenze bei der „überdurch- 
schnittlichen Finanzkraft” bei 60 bis 50 v. H . 
festgelegt wäre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Januar 1999 

Die den Zahlerländern nach Durchführung des Länderfinanzausgleichs 
1997 verbleibenden Überschüsse, und zwar nach geltendem Recht und 
bei einer angenommenen Abschöpfung von 60 v. H . bzw. von 50 v. H . , 
sind in der nachstehenden Tabelle aufgeführt. Es liegen die Zahlen der 
vorläufigen Jahresabrechnung 1997 zugrunde. 
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Zahlerländer 

1997 

Nach Länderfinanzausgleich verbleibende Überschüsse 

bei geltendem Recht 

bei angenommener 
Abschöpfung von 

60v. H. 1 50.V. H. 

der Überschüsse 

Mio. DM 

V. H . der Über- 
schüsse vor 
Finanzausgleich 

Mio. DM 

Mio. DM 

Nordrhein-Westfalen 

1 698 

35,9 

1 892 

2 365 

Bayern 

1 530 

33,2 

1 844 

2 305 

Baden-Württemberg 

1 279 

34,6 

1 481 

1 851 

Hessen 

1 030 

24,8 

1 664 

2 080 

Schleswig-Holstein 

60 

92,2 

26 

33 

Hamburg 

211 

44,4 

190 

237 


20. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bewußt, daß die 
geplante Abschaffung von Teilwertabschrei- 
bungen insbesondere die mittelständisch ge- 
prägte deutsche Brauwirtschaft treffen wird, da 
im Rahmen von Bierlieferungsverträgen die 
Brauereien Darlehen und andere Leistungen 
vor allem an Gastwirte ausgeben, welche aber 
dann zum Teil ihren Abnahmeverpflichtungen 
bzw. Darlehenstilgungsverpflichtungen nicht 
nachkommen können? 


21. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung mit der Schätzung 
überein, daß sich derartige Bierlieferungsver- 
träge in Deutschland jährlich auf einen Milliar- 
denbetrag belaufen und daher anzunehmen 
ist, daß die geplante Abschaffung von Teilwert- 
abschreibungen bei den Brauereien zu einer 
zusätzlichen Belastung in dreistelliger Mil- 
lionenhöhe führen muß? 


22. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, 
daß derartige Bierlieferungsverträge ein wichti- 
ger Beitrag zur Existenzgründung und -Siche- 
rung sind, und daß daher die geplante Abschaf- 
fung von Teilwertabschreibungen Existenz- 
gründungen im Gastronomiebereich erschwe- 
ren wird? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. Dezember 1998 

Die Streichung der Teilwertabschreibung ist im Entwurf eines Steuer- 
entlastungsgesetzes 1999/2000/2002 (Drucksache 14/23) vorgesehen. 
Die dagegen vorgetragenenen Bedenken werden derzeit sorgfältig 
geprüft. In den weiteren parlamentarischen Beratungen wird geklärt 
werden müssen, ob und ggf inwieweit diesen Bedenken Rechnung 
getragen werden kann. 


23. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Wie viele Anträge auf Eigenheimförderung gab 
es im Jahr 1997, und welche Einkommensgrup- 
pen (Ledige: 0 bis 80000 DM bzw. über 80000 
DM Einkommen p. a., Verheiratete: 0 bis 
160000 DM bzw. über 160000 DM Einkommen 
p. a.) haben diese Förderung in Anspruch 
genommen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 29. Dezember 1998 

Auf der Grundlage von in den Länderfinanzverwaltungen erhobenen 
und dem Bund für statistische Auswertungen übermittelten Daten war 
eine vorläufige Zahl von rd. 340 000 bewilligten Anträgen auf Eigen- 
heimzulage für das Jahr 1997 (1997 = Erstjahr der Förderung) zu ver- 
zeichnen. Es handelt sich um eine vorläufige Angabe, da weitere Zula- 
gen für 1997 auch künftig noch beantragt und bewilligt werden können. 
Die Förderung erfolgt regelmäßig über 8 Jahre, hier also - ausgehend 
von 1997 - für den Zeitraum bis einschließlich 2004. 

Die Zahl der im Jahr 1997 insgesamt gestellten bzw. bewilligten Anträge 
umfaßt außer Anträgen für in 1997 beginnende Förderzeiträume zusätz- 
lich auch solche, für die die Förderung bereits in Vorjahren einsetzt. Für 
diese Gesamtzahl liegen keine Angaben vor. 

D a lediglich das Über- und Unterschreiten der für die Bewilligung maß- 
geblichen Einkommensgrenzen überprüft wird, stehen Daten zur Ein- 
kommensverteilung der Eigenheimzulagenempfänger nicht zur Ver- 
fügung. 


24. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die recht- 
liche Bestandskraft der mit den Zwischenmie- 
tern geschlossenen zeitlich befristeten Mietver- 
träge, und wie schätzt sie die Zahl der zu führen- 
den gerichtlichen Auseinandersetzungen und 
deren Kosten ein?*) 


J s. hierzu Frage 67 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Manfred Overhans 
vom 4. Januar 1999 

Der Bund geht grundsätzlich davon aus, daß die Zwischenmieter sich 
vertragsgetreu verhalten und die Wohnungen zu den jeweils vereinbar- 
ten Terminen räumen werden. Die bisherigen Erfahrungen bestätigen 
diese Erwartung. Von den bis einschließlich Ende November 1998 
zurückzugebenden Wohnungen wurden lediglich 2,6 v. H. vertrags- 
widrig nicht geräumt. 

In diesen Fällen hat der Bund Klage erhoben. Inzwischen liegen fünf 
erstinstanzliche Urteile zugunsten der Mieter vor, wobei es sich in vier 
Fällen um sog. Zwischenvermietungen handelt. Diese vier Urteile wur- 
den von einer einzelnen Richterin gesprochen und lassen keine abschlie- 
ßende Beurteilung der Rechtslage zu. Der Bund geht weiterhin davon 
aus, sich mit Erfolg auf ein berechtigtes Interesse an der fristgerechten 
Rückgabe der für den Umzug von Parlament und Teilen der Bundes- 
regierung benötigten Wohnungen berufen zu können; dabei handelt es 
sich nach Ansicht des Bundes wegen der Arbeitsfähigkeit von Verfas- 
sungsorganen um öffentliche Belange, die als berechtigtes Interesse i. S. 
von § 564b BGB anzusehen sind. 

Die Verfahrenskosten können nicht beziffert werden; sie hängen insbe- 
sondere von der Höhe der Miete der betroffenen Wohnung sowie von 
Zahl und Umfang der Verfahren (z. B. Beweisaufnahme, Zahl der 
Instanzen) ab. 


25. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Wie hat die Bundesregierung an der Verab- 
schiedung des sog. „schnellen Interventions- 
mechanismus” durch die für den EU-Binnen- 
markt zuständigen Minister am 7. Dezember 
1998 mitgewirkt, und wie beurteilt sie dessen 
Vereinbarkeit mit der grundgesetzlich verbrief- 
ten Koalitionsfreiheit? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Januar 1999 

Die Bundesregierung hat der Verordnung über einen Interventions- 
mechanismus beim Binnenmarktrat am 7. Dezember 1998 zugestimmt. 
Durch die Verordnung werden weder die Koalitionsfreiheit noch 
andere Grundrechte des Grundgesetzes wie z. B . das Streikrecht einge- 
schränkt. Die Verordnung sieht vielmehr ausdrücklich vor, daß die in 
den Mitgliedstaaten gewährleisteten „grundlegenden Rechte, ein- 
schließlich des Rechts oder der Freiheit zum Streik” durch Maßnahmen 
aufgrund des Interventionsmechanismus nicht berührt werden. 


26. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Bedarf der „schnelle Interventionsmechanis- 
mus” nach Auffassung der Bundesregierung der 
Ratifizierung durch den Deutschen Bundestag 
bzw. der Zustimmung des Bundesrates? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Januar 1999 

Die Gemeinschaftsregelung zum „schnellen Interventionsmechanis- 
mus” ist in Form einer Verordnung ergangen, die gemäß Artikel 189 
EGV allgemeine Geltung hat, in allen ihren Teilen verbindlich ist und in 
jedem Mitgliedstaat unmittelbar gilt. Einer Ratifizierung durch den 
Deutschen Bundestag bzw. einer Zustimmung des Bundesrates bedarf 
es daher nicht. Deutscher Bundestag und Bundesrat waren im Vorfeld 
der Ratsentscheidung gemäß den vorgesehenen Beteiligungsverfahren 
beteiligt. 


27. Abgeordnete 

Erika 

Lotz 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in wie vielen 
Fällen der Bundesrechnungshof ein von ihm 
beanspruchtes Prüfungsrecht gerichtlich durch- 
zusetzen versucht hat, und ist ihr auch bekannt, 
in wie vielen dieser Fälle er bereits Erfolg hatte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Jannar 1999 

Im Zeitraum von 1980 bis Dezember 1998 hat der Bundesrechnungshof 
in 13 Verfahren als Kläger oder Prozeßbeteiligter seine Prüfungsrechte 
durchzusetzen versucht. In 12 Verfahren war er hierbei erfolgreich. In 
einem Verfahren steht die Entscheidung noch aus. 


28. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Luther 

(CDU/CSU) 


Inwieweit wird sich die Bundesregierung nach 
der Bündelung der Zuständigkeiten für das Ent- 
schädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz 
(EALG) auf der einen und der beihilferecht- 
lichen Zuständigkeit auf der anderen Seite im 
Bundesministerium der Finanzen dafür einset- 
zen, daß das zur Zeit laufende Hauptprüfver- 
fahren der E U-Kommission gegen das EALG 
im Sinne der notwendigen Rechtssicherheit für 
den Osten Deutschlands beschleunigt zu Ende 
geführt wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. Dezember 1998 

Die Kommisssion hat am 22. Dezember 1998 eine Entscheidung erlas- 
sen, mit der sie das Hauptprüfverfahren zum Flächenerwerb nach dem 
Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz (EALG) abschließt. 

Die Bundesregierung wird nach Vorliegen der Entscheidung mit 
Begründung über ihre weitere Vorgehensweise in der Angelegenheit 
entscheiden. 
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29. Abgeordneter 

Dr. Edzard 

Schmidt-Jortzig 

(F.D.P.) 


Wie wird sich die Bundesregierung im Hinblick 
auf das eröffnete beihilferechtliche Hauptprü- 
fungsverfahren der E U-Kommission zum Ent- 
schädigungsausgleichs- und Leistungsgesetz 
(EALG) in bezug auf die gewährten Vorzugs- 
preise auch für LPG-Nachfolgeunternehmen 
und Neueinrichter von Agrargenossenschaften 
beim Erwerb von ehemaligen LPG-Liegen- 
schaften der Kommission und dem Verfahren 
gegenüber verhalten? 


30. Abgeordneter 

Dr. Edzard 

Schmidt-Jortzig 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Eröffnung des Hauptprüfungsverfahrens durch 
die E U-Kommission eine Sperrwirkung gemäß 
Artikel 93 Abs. 3 Satz 3 EGV für die Schließung 
von Verträgen mit Neuerwerbern bedeutet, 
auch wenn die Maßnahmen des EALG keine 
Beihilfe im Sinne von Artikel 92f. EGV darstel- 
len? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 29. Dezember 1998 

Die E U-Kommission hat am 22. Dezember 1998 eine Entscheidung 
erlassen, mit der sie das Hauptprüfungsverfahren zum Flächenerwerb 
nach dem Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz (EALG) 
abschließt. In dieser Entscheidung werden Teile des Flächenerwerbs- 
programms für unvereinbar mit dem Gemeinsamen Markt erklärt. Die 
Bundesregierung wird nach eingehender Prüfung der Begründung über 
die weitere Vorgehensweise in der Angelegenheit entscheiden. 


31. Abgeordneter 

Dr. Mathias 
Schubert 

(SPD) 


Wie hoch (in v. H . des Finanzkraftdurchschnitts 
aller Länder) war die Finanzkraft der einzelnen 
Länder 1997 vor der Vorabauffüllung und nach 
den Fehlbetrags-Bundesergänzungszuweisun- 
gen? 


32. Abgeordneter 

Dr. Mathias 
Schubert 

(SPD) 


Wie hoch war die Finanzkraft der einzelnen 
Länder vor und nach dem Länderfinanzaus- 
gleich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Jannar 1999 

Die von Ihnen nachgefragten Daten sind in der folgenden Tabelle auf- 
geführt. Es liegen die Zahlen der vorläufigen Jahresabrechnung 1997 
zugrunde. 
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Länder 

Steuern 
der Länder 
vor Umsatz- 
steuerverteilung 

Finanzkraft 
vor Länder- 
finanz- 
ausgleich 

Finanzkraft 
nach Länder- 
finanz- 
ausgleich 

Finanzkraft 
nach Länder- 
finanzaus- 
gleich und 
Fehlbetrags- 
Bundes- 
ergänzungs- 
zuweisungen 


V. H. 

V. H. 

V. H. 

V. H. 

Nordrhein-Westfalen 

113,7 

106,4 

102,3 

102,3 

Bayern 

118,8 

109,4 

103,1 

103,1 

Baden-Württemberg 

115,5 

108,7 

103,0 

103,0 

Niedersachsen 

93,7 

94,4 

96,5 

99,7 

Hessen 

129,1 

116,9 

104,2 

104,2 

Sachsen 

40,6 

84,8 

95,0 

99,5 

Rheinland-Pfalz 

96,0 

95,0 

96,9 

99,7 

Sachsen-Anhalt 

35,0 

84,5 

95,0 

99,5 

Schleswig-Holstein 

104,8 

100,6 

100,5 

100,5 

Thüringen 

35,3 

84,0 

95,0 

99,5 

Brandenburg 

43,5 

85,6 

95,0 

99,5 

Mecklenburg-Vorpommern 

38,0 

83,7 

95,0 

99,5 

Saarland 

84,9 

90,4 

95,0 

99,5 

Berlin 

97,4 

71,4 

95,0 

99,5 

Hamburg 

165,1 

105,1 

102,3 

102,3 

Bremen 

130,9 

86,4 

96,0 

99,6 

Gesamt 

100,0 

100,0 

100,0 



In der ersten Zahlenspalte sind die Steuereinnahmen der Länder vor 
Umsatzsteuerverteilung erfaßt. Ihnen liegen gemäß Finanzausgleichs- 
gesetz die tatsächlichen (ungewerteten) Einwohnerzahlen zugrunde. 

Demgegenüber sind in den folgenden Spalten in der Finanzkraft auch 
die hälftigen Gemeindesteuern erfaßt sowie die gewerteten Einwohner- 
zahlen gemäß Finanzausgleichsgesetz zugrunde gelegt. Ein direkter 
Vergleich zwischen der ersten Zahlenspalte und den folgenden Spalten 
ist daher nicht möglich. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie 


33. Abgeordneter 

Dr. Martin 
Mayer 

(Siegertsbrunn) 

(CDU/CSU) 


Nach welchem Zeitplan und welchem Verfah- 
ren werden die noch ausstehenden Verordnun- 
gen zum Telekommunikationsgesetz (TKG) 
und zum Informations- und Kommunikations- 
dienstegesetz (luKDG) von der Bundesregie- 
rung vorgelegt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 4. Januar 1999 

I . V erordnungen zum TKG : 

1. Die Telekommunikations-Nummerngebührenverordnung gemäß 
§ 43 Abs. 3 TKG ist eine nicht durch den Bundesrat zustimmungs- 
pflichtige Verordnung des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie und soll im ersten Quartal 1999 in Kraft gesetzt werden. 

2. - Der Entwurf der Frequenzbereichszuweisungsplanverordnung 

gemäß §45 Abs. 1 TKG, 

- die Verordnung über das Verfahren zur Aufstellung des Frequenz- 
nutzungsplanes gemäß § 46 Abs. 3 Satz 2 TKG und 

- die Frequenzzuteilungsverordnung gemäß § 47 Abs. 4 TKG befin- 
den sich derzeit im internen Abstimmungsprozeß. Die Verordnun- 
gen bedürfen der Zustimmung des Bundesrates und sollen im Mai 
1999 dem Bundesrat vorgelegt werden. 

3. Von der Möglichkeit, eine Rechtsverordnung über technische 
Schutzmaßnahmen nach § 87 Abs. 3 TKG zu erlassen, beabsichtigt 
das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie in Anbe- 
tracht des gemeinsam mit der Wirtschaft erarbeiteten Katalogs von 
Sicherheitsanforderungen nach § 87 Abs. 1 TKG zunächst keinen 
Gebrauch zu machen, solange die Telekommunikationsunterneh- 
men die Gefährdungen sachgerecht beurteilen und entsprechende 
Vorsorgemaßnahmen treffen. 

4. Die Rechtsverordnung über die technische und organisatorische 
Umsetzung von Überwachungsmaßnahmen in der Telekommunika- 
tion gemäß § 88 Abs. 2 TKG soll in einer gegenüber dem bisherigen 
Entwurf von Mai 1998 überarbeiteten Fassung im Verlauf des Jahres 
1999 fertiggestellt werden. 

II. Verordnungen zum luKDG: 

Das luKDG enthält in Artikel 3 (Signaturgesetz) die Ermächtigung zu 
einer Durchführungsverordnung. Diese Signaturverordnung ist am 
1. November 1997 in Kraft getreten. Sie wird im Zusammenhang mit 
dem Signaturgesetz in die Evaluierung des luKDG (gemäß Drucksache 
13/7935 vom 1 1 . Juni 1997) mit einbezogen. Über die Ergebnisse dieser 
Evaluierung wird die Bundesregierung Mitte 1999 dem Deutschen Bun- 
destag berichten. 


34. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung in der Sache 
Vorlage des Landgerichts Kiel zum Europä- 
ischen Gerichtshof (Az.: 15 0 134/98), in der es 
um die Vereinbarkeit des Stromeinspeisungs- 
gesetzes mit europäischem Recht geht, sich in 
geeigneter Weise einzubringen bzw. um Gehör 
beim Europäischen Gerichtshof zu bitten, nach- 
dem ein deutsches Gesetz Gegenstand des Ver- 
fahrens ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 6. Januar 1999 

Nach Artikel 20 der Satzung des Europäischen Gerichtshofes haben die 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit, zu Vorabentscheidungsersuchen, wie 
sie das Landgericht Kiel gestellt hat, schriftlich und mündlich Stellung 
zu nehmen. Die Bundesregierung beabsichtigt, in dieser Sache eine 
Stellungnahme gegenüber dem Europäischen Gerichtshof abzugeben, 
in der die Vereinbarkeit des Stromeinspeisungsgesetzes mit europäi- 
schem Recht begründet wird. 


35. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Nach welchen Verfahrenregelungen werden 
Klagen vor dem Europäischen Gerichtshof, in 
denen Beschwerden gegen deutsche Gesetze 
geführt werden, von der Bundesregierung 
behandelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 6. Januar 1999 

Im vorliegenden Fall handelt es sich um ein sog. Vorabentscheidungs- 
verfahren, bei dem der Europäische Gerichtshof über Fragen eines 
nationalen Gerichts entscheidet. Die Bundesregierung wertet alle beim 
Europäischen Gerichtshof eingehenden Vorabentscheidungsersuchen 
systematisch aus. Sie entscheidet dann nach Lage des Einzelfalls über 
eine Beteiligung an den Verfahren. Die Bundesregierung beteiligt sich 
an Vorabentscheidungsverfahren, wenn wesentliche deutsche oder 
europäische Interessen betroffen sind, die sie durch ihre Stellungnahme 
wirksam unterstützen kann. 


36. Abgeordneter Wie beabsichtigt die Bundesregierung die Inter- 

Dr. Peter essen der betroffenen privaten Erzeuger hierbei 

Ramsauer zu berücksichtigen? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 6. Januar 1999 

In dem zugrundeliegenden Rechtsstreit geht es nicht um die Zahlung 
der Einspeisevergütung an private Einspeiser. Im Streit ist die neu ein- 
geführte Erstattungsregelung zwischen den Netzbetreibern im Rahmen 
der Härteklausel in § 4 StrEG. Gleichwohl wird die Bundesregierung 
auch mögliche Folgewirkungen der gestellten Rechtsfragen für andere 
Fallgestaltungen bei ihrer Stellungnahme mit im Blick haben. Die Stel- 
lungnahme der Bundesregierung wird derzeit erarbeitet. 


37. Abgeordneter 

Dr. Edelbert 
Richter 

(SPD) 


Zu welchem Termin gedenkt die Bundesregie- 
rung das als Nachfolgeprogramm des zum 
30. September 1998 geschlossenen Programms 
„Forschungskooperation” gedachte Programm 
„Innovationskompetenz mittelständischer Un- 
ternehmen” zu starten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 4. Januar 1999 

Der konkrete Termin hängt eng mit dem Aufstellungsverfahren für den 
Bundeshaushalt 1999 und dessen Behandlung im Deutschen Bundestag 
zusammen, da für dieses Programm zusätzliche Mittel im Haushalt 1999 
eingestellt werden müssen. Bundesminister Werner Müller wird sich 
dafür einsetzen, daß der erforderlichhe Spielraum für einen möglichst 
baldigen Start des Nachfolgeprogramms im vom Deutschen Bundestag 
zu beschließenden Haushalt 1999 eröffnet wird. 


38. Abgeordneter 

Dr. Edelbert 
Richter 

(SPD) 


Mit welchen finanziellen Mitteln wird dieses 
Programm ausgestattet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 4. Januar 1999 

Auch diese Frage zur Finanzausstattung kann heute noch nicht definitiv 
beantwortet werden. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech- 
nologie hält für dieses Programm eine Aufstockung des entsprechenden 
Titels „Indirekte Förderung der Forschungszusammenarbeit und 
Unternehmensgründungen” (bisher Kapitel 30 02 Titel 683 15, neu 
Kapitel 0902 Titel 68352) in 1999 für erforderlich. 


39. Abgeordneter 

Dr. Edelbert 
Richter 

(SPD) 


Ab wann und wo können sich Interessenten um 
Mittel aus dem Programm „Innovationskompe- 
tenz mittelständischer Unternehmen” bewer- 
ben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 4. Januar 1999 

Sofern ein ausreichender finanzieller Spielraum für den Start des Pro- 
gramms im Haushalt 1999 beschlossen ist, kann das Programm verkün- 
det werden, da auch die erforderliche Genehmigung der EU-Kommis- 
sion vorliegt. 

Interessenten können Förderanträge auf Basis der dann im Bundesan- 
zeiger zu veröffentlichenden Programmrichtlinie bei dem Projektträger 
Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen (AiF) in 
Berlin stellen. 


40. Abgeordneter 

Jörg 

Tauss 

(SPD) 


Welche Auswirkungen können die Verände- 
rungen der General Software Note des Wasse- 
naar Arrangements auf die freie Verbreitung 
der Verschlüsselungsverfahren, beispielsweise 
PGP (Pretty Good Privacy), innerhalb der EU 
haben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 4. Januar 1999 

Das Wassenaar-Arrangement hat den „Public Domain”-Bereich der 
General Software Note - zu dem auch PGP gehört - für Verschlüsse- 
lungstechnik unverändert gelassen, so daß hier keine Veränderungen 
bei der freien Verbreitung innerhalb der E U zu erwarten sind. 


41. Abgeordneter 

Jörg 

Tauss 

(SPD) 


Wie wirkt sich die getroffene Vereinbarung des 
Wassenaar-Arrangements auf die Chancen für 
die Verbreitung neuer und sicherer Verschlüs- 
selungsverfahren, die in der E U entwickelt wur- 
den, aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 4. Januar 1999 

Wie sich die im Rahmen des Wassenaar-Arrangements erzielte Verein- 
barung auf die Verbreitung von Verschlüsselungstechnik, die in der E U 
entwickelt wurde, auswirken wird, läßt sich z. Z . nicht absehen. Die 
Bundesregierung wird nach wie vor alle Anstrengungen unternehmen, 
auch in diesem Bereich auf einen echten genehmigungsfreien Binnen- 
markt hinzuwirken. Ein erster Schritt in diese Richtung ist gelungen, da 
sich Verschlüsselungstechnik nicht mehr auf der sog. „Sensitive List” 
des Wassenaar-Arrangements befindet. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


42. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


Welche Vorschläge hat die Bundesregierung 
zur Reform der Milchmarktordnung bisher bei 
den Verhandlungen der Agenda 2000 im Mini- 
sterrat in Brüssel eingebracht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Martin Wille 
vom 12. Dezember 1998 

Der Rat der Landwirtschaftsminister hat am 23. /24. November 1998 
eine Bilanz der bisherigen Verhandlungen zum Agrarteil des Agenda- 
Pakets der E U-Kommission gezogen und dem Europäischen Rat in 
Wien zugeleitet. Zu künftigen Milchquotenregelung tritt danach eine 
Mehrheit der Delegationen dafür ein, nach 2000 bis 2006 eine Garantie- 
mengenregelung anzuwenden. 
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Einige Delegationen halten dagegen eine tiefgreifendere und dauerhaf- 
tere Reform der Milchregelung für unbedingt erforderlich. Die Bera- 
tungen über den Kommissionsvorschlag werden nunmehr unter deut- 
scher Präsidentschaft im Januar/Februar 1999 fortgesetzt. Zu diesem 
Zeitpunkt wird die neue Bundesregierung ihre Vorstellungen in die 
Brüsseler Verhandlungen einbringen. 

Allerdings hat die Bundesregierung im Agrarministerrat bereits deut- 
lich gemacht, daß es für Deutschland ein vordringliches Anliegen ist, die 
aktiven Milcherzeuger wirksam zu stärken. 


43. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung auch in Zukunft an 
der Fortsetzung der Quotenregelung für Milch 
ab 1. April 2000 fest? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Martin Wille 
vom 12. Dezember 1998 

Die Bundesregierung befürwortet den Vorschlag der Europäischen 
Kommission, eine Garantiemengenregelung Milch auch nach 2000 für 
weitere sechs Jahre anzuwenden. 


44. Abgeordneter Welche konkreten Schritte zur Umsetzung des 

Dr. Gerd sog. Allgäu-Modells wurden bisher unternom- 

Müller men? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Martin Wille 
vom 12. Dezember 1998 

Im Rahmen des sog. Modell-Projekts Allgäu, das aufgrund von Zu- 
sagen des früheren Bundeskanzlers kurz vor der Eandtagswahl in 
Bayern auf den Weg gebracht worden ist, sind folgende unmittelbar auf 
die Region bezogene Maßnahmen vorgesehen: 

a) Förderung der qualitativen Verbesserung zusätzlicher Erwerbs- 
zweige 

b) Förderung der Bildung landwirtschaftlicher Betriebskooperationen 

c) Gewährung einer Qualifizierungshilfe 

d) Machbarkeitsstudie zur Verbesserung der Molkereistruktur im All- 
gäu 

e) Projekte zur Verbesserung der Vermarktung von Milch und Milch- 
erzeugnissen 

f) Modellvorhaben „Förderung des ländlichen Tourismus im Allgäu” 

Zua), b) und c): In Abstimmung mit den Mitgliedernder Projektgruppe 
sind entsprechende Förderungsrichtlinien erarbeitet und am 30. Sep- 
tember 1998 der Europäischen Kommission mit der Bitte um beihilfe- 
rechtliche Genehmigung vorgelegt worden. Derzeit wird die Abstim- 
mung mit der Kommission im Rahmen des vorgesehenen Verfahrens 
durchgeführt; eine abschließende Entscheidung liegt noch nicht vor. 
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Dem Bayerischen Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wurden die Bundesmittel zur Umsetzung dieser Maßnah- 
men unter dem Vorbehalt der Genehmigungsentscheidung der Europä- 
ischen Kommission zugewiesen. 

Zu d): Das Institut für Betriebswirtschaft der TU München ist am 
1 . April 1998 mit der Erarbeitung einer Machbarkeitsstudie zur Verbes- 
serung der Molkereistruktur beauftragt worden. Die Ergebnisse der 
Studie liegen zwischenzeitlich vor und sind mit Vertretern aus der 
Region am 25. November 1998 erörtert und im Hinblick auf ihre Umset- 
zungsmöglichkeiten geprüft worden. Die Umsetzung ist Aufgabe der 
Molkereiwirtschaft in der Region. 

Zue): Zur Verbesserung des Absatzes von Milch- und Milcherzeugnis- 
sen aus dem Allgäu haben die Centrale Marketing-Gesellschaft der 
deutschen Agrarwirtschaft mbH, die Landesvereinigung der Bayeri- 
schen Milchwirtschaft sowie interessierte Molkereiunternehmen aus 
der Region ein zentralregionales Kooperationsprogramm vereinbart. 

Zu f): Anfang November 1998 ist ein Consulting-Unternehmen mit der 
Umsetzung eines Modellvorhabens zur Förderung des ländlichen Tou- 
rismus beauftragt worden. Dieses Unternehmen hat seine Arbeit zwi- 
schenzeitlich aufgenommen und erste Gespräche mit den Beteiligten 
vor Ort geführt. Auf dieser Grundlage sollen im weiteren konkrete kon- 
zeptionelle Vorschläge erarbeitet werden. 

Die Bundesregierung wird die im Rahmen des Modellprojekts vorge- 
sehenen Maßnahmen auf ihre Effizienz überprüfen und sodann ent- 
scheiden, ob und in welcher Form sie weitergeführt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


45. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der reale und prozentuale Anteil 
der nichtehelichen Lebensgemeinschaften, 
gemessen an der Zahl der Haushalte in der 
Bundesrepublik Deutschland? 


Antwort des Staatssekretärs Peter Haupt 
vom 4. Januar 1999 

Nach Ergebnissen des Mikrozensus vom April 1997 gab es in Deutsch- 
land 1,904 Millionen nichteheliche Lebensgemeinschaften in 37,457 
Millionen Privathaushalten, was einem Anteil von 5,1% entspricht. 


46. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


In wie vielen nichtehelichen Lebensgemein- 
schaften leben Kinder und Jugendliche 

a) unter 18 Jahren und 

b) unter 27 Jahren, und wie hoch ist jeweils der 
prozentuale Anteil an der Gesamtzahl der 
nichtehelichen Lebensgemeinschaften? 
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Antwort des Staatssekretärs Peter Haupt 
vom 4. Januar 1999 

a) Nach Ergebnissen des Mikrozensus vom April 1997 gab es in 
Deutschland 474 000 nichteheliche Lebensgemeinschaften mit zu- 
mindest einem Kind unter 18 Jahren. Dies entspricht - gemessen an 
allen 1,904 Millionen nichtehelichen Lebensgemeinschaften - einem 
Anteil von 24,9% . 

b) Nach Ergebnissen des Mikrozensus vom April 1997 gab es in 
Deutschland 521 000 nichteheliche Lebensgemeinschaften mit zu- 
mindest einem Kind unter 27 Jahren. Dies entspricht - gemessen an 
allen 1,904 Millionen nichtehelichen Lebensgemeinschaften - einem 
Anteil von 27,4% . 


47. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


In wie vielen nichtehelichen Lebensgemein- 
schaften leben Kinder und Jugendliche mit 
beiden leiblichen Elternteilen und mit einem 
leiblichen Elternteil, und wie hoch ist jeweils 
der prozentuale Anteil an der Gesamtzahl der 
nichtehelichen Lebensgemeinschaften? 


Antwort des Staatssekretärs Peter Haupt 
vom 4. Januar 1999 

Nach Ergebnissen des Mikrozensus vom April 1997 gab es unter den 
530 000 nichtehelichen Lebensgemeinschaften mit Kindern in Deutsch- 
land 383 000 oder 72,2% nur mit Kind(ern) der Lrau, 125 000 oder 
23,6% nur mit Kind(ern) des Mannes sowie 22 000 oder 4,2% mit 
Kind(ern) von Frau und Mann. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, daß es sich nicht um die leiblichen Eltern 
handeln muß, sondern auch um Adoptiveltern handeln kann. Auch ist 
bei den o. g. 22 000 nichtehelichen Lebensgemeinschaften offen, ob es 
sich um solche mit mindestens einem gemeinsamen Kind handelt, oder 
ob von beiden Partnern (mindestens) je ein Kind in diese Lebens- 
gemeinschaft eingebracht wurde. 


48. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der reale und prozentuale Anteil 
der nichtehelichen Lebensgemeinschaften an 
der Gesamtzahl der nichtehelichen Lebens- 
gemeinschaften, die in die Eheschließung mün- 
den, und in wie vielen davon leben Kinder und 
Jugendliche? 


Antwort des Staatssekretärs Peter Haupt 
vom 4. Januar 1999 

Nach der Eheschließungsstatistik heirateten 1997 46 603 Paare, die 
bereits gemeinsame Kinder hatten. Insgesamt gab es 422 776 Eheschlie- 
ßungen. Wie vielen davon insgesamt eine nichteheliche Lebensgemein- 
schaft vorausging, ist aus der Eheschließungsstatistik nicht ermittelbar. 
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49. Abgeordnete 

Hannelore 

Rönsch 

(Wiesbaden) 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich die Scheidungsrate in den letzten 
20 Jahren entwickelt, und wie hoch war 1998 der 
reale und prozentuale Anteil der Ehescheidun- 
gen, gemessen an den Eheschließungen, im 
Vergleich zu jeweils 1990, 1985, 1980 und 1975? 


Antwort des Staatssekretärs Peter Haupt 
vom 4. Januar 1999 

Die neuesten verfügbaren Daten beziehen sich auf das Jahr 1997. Stati- 
stische Angaben für das Jahr 1998 werden ab Mitte 1999 verfügbar sein. 

Zwischen 1975 und 1997 hat die Zahl der Ehescheidungen in Deutsch- 
land von 148 000 auf 188 000 zugenommen. Diese Entwicklung verlief 
aber nicht stetig. So waren von 1977 bis 1980 deutlich niedrigere Schei- 
dungszahlen im früheren Bundesgebiet zu verzeichnen, was sich auch 
auf die für Deutschland zusammengefaßten Ergebnisse auswirkte (mit 
einer ungewöhnlich niedrigen Zahl der Scheidungen - 76 000 - im Jahre 
1978). Danach stiegen die Scheidungszahlen bis 1984 auf 181 OOOanund 
blieben die folgenden Jahre etwa auf diesem Niveau. Nach der deut- 
schen Vereinigung ging die Zahl der Scheidungen in den neuen Ländern 
und Berlin Ost deutlich zurück, was ebenfalls einen Rückgang der 
Scheidungen in Deutschland insgesamt zur Folge hatte (1989: 177 000, 
1991: 136 000 Scheidungen in Deutschland). Seit 1993 steigen die Schei- 
dungszahlen in Deutschland sowohl im Osten als auch im Westen an. 
Allerdings ist die Scheidungshäufigkeit in den neuen Ländern auch jetzt 
noch niedriger als bis 1989 in der ehemaligen DDR und als heute im 
Westen Deutschlands. 

Bei einer Gegenüberstellung der Zahl der Ehescheidungen mit den 
Eheschließungen des gleichen Jahres ist zu beachten, daß die Scheidun- 
gen selbstverständlich nur zu einem sehr geringen Teil aus den Ehe- 
schließungen dieses Jahres stammen. Um näherungsweise den Anteil 
der Ehen zu ermitteln, der durch Scheidung gelöst wird, wird die ehe- 
dauerspezifische Scheidungsziffer berechnet. An ihr ist abzulesen, wie 
hoch der Anteil der Ehen ist, die im Laufe von 25 Jahren geschieden 
würden, wenn die Scheidungsverhältnisse des aktuellen Jahres für die- 
sen Zeitraum als konstant angenommen werden. 


Jahr 

Ehe- 

schließungen 

Ehe- 

scheidungen 

Eheschei- 
dungen divi- 
diert durch 
Ehe- 
schließungen 

ehedauer- 
spezifische 
Scheidungs- 
ziffer je 

100 Ehen* 

1975 

528 811 

148 461 

0,281 

22,4 

1980 

496 603 

141 016 

0,284 

21,5 

1985 

496 175 

179 364 

0,361 

30,2 

1990 

516 388 

154 786 

0,300 

27,4 

1997 

422 776 

187 802 

0,444 

35,0 


* Bis 1985 früheres Bundesgebiet, 1990 und 1997 Deutschland 









Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


- 23 - 


Drucksache 14/257 


50. Abgeordnete 

Hannelore 

Rönsch 

(Wiesbaden) 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der reale und prozentuale Anteil 
der Wiederverheirateten unter den Geschiede- 
nen? 


Antwort des Staatssekretärs Peter Haupt 
vom 4. Januar 1999 

Angaben darüber, ob Geschiedene vor ihrer geschiedenen Ehe schon 
einmal verheiratet und geschieden waren, liegen nicht vor. 

Zum Umfang der Wiederverheiratung gibt es aber grobe Schätzungen. 
Danach dürften derzeit annähernd 55% der geschiedenen Männer und 
60 % der geschiedenen Frauen wieder heiraten. 

Unter den 423 000 Männern bzw. Frauen, die 1997 heirateten, gab es 
90 000 Männer und 100 000 Frauen, die zuvor geschieden waren. Nach 
den Schätzungsgrößen waren von den eheschließenden Männern 21,3% 
und von den Frauen 23,7% demnach zuvor geschieden. 


51. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


In welchem Umfang hat das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend in 
den Jahren 1994 bis 1998 Fördermittel für For- 
schungs- und Modellprojekte in den Bereichen 
Pflegeversicherung sowie Betreuung Demenz- 
kranker und ihrer Angehörigen vergeben? 


52. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


In welchem Umfang wurden die geförderten 
Projekte wissenschaftlich begleitet, und welche 
Ergebnisse dieser Begleitung liegen vor? 


Antwort des Staatssekretärs Peter Haupt 
vom 4. Januar 1999 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat 
im genannten Zeitraum keine Fördermittel für Forschungs- und 
Modellprojekte im Bereich Pflegeversicherung vergeben. Für Fragen 
der Pflegeversicherung ist das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung zuständig, auf dessen über mehrere Jahre hinweg durch- 
geführtes Modellprogramm „Verbesserung der Situation der Pflegebe- 
dürftigen” hinzuweisen ist. Eine Reihe von Vorhaben des Bundesmini- 
steriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat aber Ergebnisse 
erbracht, die für die Pflegeversicherung von Bedeutung sind. 

Zu nennen sind hier neben den vom Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend vergebenen Forschungsprojekten zur 
umfassenden Erhebung der Lebenssituation im Alter: 

- Alters-Survey „Lebensentwürfe, Einstellungen, Bedürfnislagen und 
Sinnstrukturen älterer Menschen” 


Berliner Altersstudie (BASE) 
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- Bedingungen der Erhaltung und Förderung von Selbständigkeit im 
höheren Lebensalter (SIMA) 

sowie einigen Projekten im Zusammenhang mit dem Wohnen im Alter 

- Wohnungen für Betreute Wohngruppen 

- Selbständiges Wohnen mit gesicherter Pflege: das Servicehaus als 
neue Wohnform für ältere Menschen 

- Wohnungsanpassungsberatung für ältere Menschen 

insbesondere die Untersuchung „Möglichkeiten und Grenzen selbstän- 
diger Lebensführung in Einrichtungen”. 

Diese Untersuchung wurde von einem Forschungsverbund durchge- 
führt und hat Ergebnisse erbracht 

- zum Hilfe- und Pflegebedarf von Bewohnern in Einrichtungen 

- zu Möglichkeiten von mehr Selbständigkeit und Selbstbestimmung in 
Einrichtungen 

- zu Identifizierung von Potentialen für eine selbständigere Lebensfüh- 
rung 

- zur Einbeziehung von Angehörigen in die Betreuung und Pflege in 
Einrichtungen 

- zu Qualitätsentwicklung und 

- zu den Anforderungen an die Qualifikation des Personals. 

Was den Bereich Betreuung Demenzkranker und ihrer Angehörigen 
betrifft, sind in den Jahren 1994 bis 1998 verschiedene Modellprojekte 
aus Mitteln des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend gefördert worden. 

In erster Linie ist dabei auf das Projekt „Fortbildungs- und Informa- 
tionszentrum für Dementenbetreuung fidem” hinzuweisen. 

Hier ist ein modellhaft konzipiertes Zentrum aufgebaut worden, wel- 
ches eine ständig aktualisierte Übersicht bewährter und innovativer 
Ansätze der Dementenbetreuung, insbesondere in Institutionen, be- 
reithält, Kontakte sowie Erfahrungsaustausch gewährleistet und mit 
Demenzproblematik konfrontiertes Personal in Theorie und Praxis 
ganzheitlich qualifiziert. Zu den Leistungen von fidem gehören Fortbil- 
dungskurse für alle Berufsgruppen, die an der Versorgung Demenz- 
kranker beteiligt sind, die vierteljährliche Herausgabe eines Informa- 
tionsbulletins „fidem-Aktuell”, in dem über neue Entwicklungen in gut 
verständlicher Form mit Literaturhinweisen berichtet wird, sowie ein 
Beratungsangebot für Heime. 

Folgende Projekte befassen sich ebenfalls mit Fragestellungen zum 
Bereich dementenspezifische Betreuung: 

Das Modellprojekt „Kurzevaluation von Wohngruppen für Verwirrte in 
Frankreich und den Niederlanden” sollte die Übertragbarkeit neuer, im 
europäischen Ausland geschaffener Versorgungsmodelle für dementiell 
erkrankte ältere Menschen als Alternative zur üblichen stationären 
Versorgung auf Verhältnisse der Bundesrepublik Deutschland systema- 
tisch prüfen. 
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Im Modellvorhaben „Ganzheitliche Betreuung und medizinische The- 
rapie geriatrischer Patienten - ein Modell in Zusammenarbeit zwischen 
niedergelassenem Arzt und geriatrischer Klinik mit Koordinations- und 
Beratungsstelle” wird aus einer Gruppe von 150 Patienten mit all- 
gemeingeriatrischen Risiken und Problemen auch eine Untergruppe 
dementieil Erkrankter miteinbezogen. 

Das Projekt zielt auf eine Verbesserung der geriatrischen Versorgung 
von durchschnittlichen Alterspatienten niedergelassener Vertragsärzte 
durch Einsatz eines Screening-Instruments in der Hausarztpraxis und 
das Angebot einer beratenden und gleichzeitig qualifizierenden Koope- 
ration des Hausarztes mit der geriatrischen Fachklinik. 

Bei dem Projekt „Die betreungsrechtliche Praxis in Einrichtungen der 
stationären Altenhilfe” geht es darum, wie die Zielsetzungen des 
Betreuungsrechts für in Alteneinrichtungen lebende Personen besser 
erreicht werden können. 

Die Quote gesetzlicher Betreuungen ist (insbesondere nach Inkrafttre- 
ten der Pflegeversichreung) im Heimbereich erheblich höher als in Pri- 
vathaushalten. Außerdem wird in der Fachöffentlichkeit in den letzten 
Jahren zunehmend der Umgang mit den sogenannten „unterbringungs- 
ähnlichen Maßnahmen” in stationären Altenpflegeeinrichtungen the- 
matisiert. In dem Vorhaben soll die Praxis des Betreuungsrechts in 
Alteneinrichtungen untersucht werden, und es sollen Alternativen zu 
Betreuerbestellung entwickelt und Empfehlungen zur Vermeidung 
unterbringungsähnlicher Maßnahmen erarbeitet werden. 

An Forschungsvorhaben ist Ende 1998 eines Expertise zum Thema 
„Angehörigengruppen für Demenzkranke in Deutschland” vergeben 
worden. Sie soll eine Bestandsaufnahme und Analyse bislang erprobter 
Gruppenarten unterschiedlicher Struktur und Zielsetzung leisten und 
gezielte Impulse zur Gestaltung und Weiterentwicklung der Selbsthilfe- 
arbeit ermöglichen. 

Eine begleitende Evaluation der bereits abgeschlossenen Projekte „In- 
formations- und Fortbildungszentrum Dementenbetreuung fidem” 
sowie „Kurzevaluation von Wohngruppen für Verwirrte in Frankreich 
und in den Niederlanden” ist erfolgt. Ein Abschlußbericht liegt bislang 
nur für letztere vor. 

Für das Modellvorhaben „Ganzheitliche Betreuung und medizinische 
Therapie geriatrischer Patienten - ein Modell in Zusammenarbeit zwi- 
schen niedergelassenem Arzt und geriatrischer Klinik mit Koordina- 
tions- und Beratungsstelle” legt ein Zwischenbericht auch zu den bishe- 
rigen Ergebnissen aus dem Teilprojekt Demenz Rechenschaft ab. 

Das Vorhaben „Die betreuungsrechtliche Praxis in Einrichtungen der 
stationären Altenhilfe” ist erst Mitte November angelaufen. Ergebnisse 
liegen daher noch nicht vor. 

Mit Aussagen aus der im Dezember 1998 vergebenen Expertise „Ange- 
hörigengruppen für Demenzkranke in Deutschland” kann erst im Früh- 
jahr 1999 gerechnet werden. 

Die genannten Projekte zur Betreuung Demenzkranker sind in dem 
genannten Zeitraum insgesamt mit 1 Mio. DM gefördert worden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


53. Abgeordneter 

Ren'e 

Röspel 

(SPD) 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
der Individual- und Gruppenprophylaxe in der 
zahnärztlichen Versorgung bei, und welche 
Maßnahmen zur Förderung derselben sind vor- 
gesehen? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Jordan 
vom 30. Dezember 1998 

Die Bundesregierung mißt der Gruppen- und Individualprophylaxe im 
Bereich der zahnärztlichen Versorgung zentrale Bedeutung zu. Dabei 
stellt die Gruppenprophylaxe die basisprophylaktische und - wo nötig - 
auch die intensivprophylaktische Betreuung der Kinder und Jugend- 
lichen sicher; die Individualprophylaxe bildet die notwendige Ergän- 
zung. Durch diese beiden prophylaktischen Maßnahmen wird bei Kin- 
dern und Jugendlichen das Fundament dafür gelegt, um ein Leben lang 
gesunde Zähe zu erhalten. Wie erfolgreich die zahnmedizinischen Pro- 
phylaxemaßnahmen bisher waren, zeigt sich darin, daß der Kariesbefall 
bei 12jährigen in den letzten 17 Jahren um 70% verringert werden 
konnte. Lag der durchschnittliche DMF-T bei 12jährigen, d. h. das Maß 
der kariösen (D = decayed), fehlenden (M = missing) oder gefüllten 
(F = filled) Zähne (T = teeth), das international als Indikator für die 
Zahngesundheit Jugendlicher gilt und gleichzeitig als Maß für die Wirk- 
samkeit der Gruppenprophylaxe angesehen werden kann, Anfang der 
80er Jahre noch bei 6,2, betrug er 1997 in den alten Bundesländern nur 
noch 1,8 und im Durchschnitt aller Bundesländer 1,9. Baden-Württem- 
berg und Bayern erreichen gegenwärtig bereits DMF-T-Werte von 1,4 
bzw. 1 ,6. Ähnlich gute Ergebnisse werden vereinzelt auch aus Regionen 
anderer Länder berichtet, z. B. Stuttgart (1,7), Main-Taunus-Kreis 
(1,2) und Enneppe-Ruhr-Kreis (1,6). Auch der Anteil der 12jährigen 
mit hohem Kariesbefall (DMF-T > 4) hat sich innerhalb der letzten drei 
Jahre von durchschnittlich 17% auf 11% verringert. Dies entspricht 
einer Verbesserung von 34% . 

Allerdings gibt es auch Bundesländer, in denen das Niveau des Karies- 
befalls noch über dem Bundesdurchschnitt liegt. Aber auch in diesen 
Ländern hat sich in den letzten drei Jahren eine erfreuliche Verbesse- 
rung der Zahngesundheit eingestellt. Um in diesen Ländern möglichst 
schnell weitere Verbesserungen der Zahngesundheit von Jugendlichen 
zu erreichen, sind weitere Anstrengungen der für die Gruppen- und 
Individualprophylaxe Verantwortlichen in der Selbstverwaltung und in 
den Ländern nötig. 

Um diese Verbesserungen zu erzielen, sind keine gesetzlichen Ände- 
rungen nötig, da die vorliegenden Regelungen einen flexiblen Spiel- 
raum für die handelnden Schulzahnärzte, Zahnärzte und Krankenkas- 
sen lassen. Vielmehr müssen die gruppenprophylaktischen Maßnahmen 
und insbesondere Programme für Kinder mit besonders hohem Karies- 
risiko konsequent ausgebaut werden und die besonders wirksame Indi- 
vidualprophylaxemaßnahme, nämlich die Fissurenversiegelung von 
bleibenden Molaren, muß noch intensiver als bisher vorgenommen wer- 
den. 
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Ein hervorragendes Mittel, um die Gruppenprophylaxe landesweit zu 
optimieren, könnte z.B. darin bestehen, auf der Ebene der jeweiligen 
Landesarbeitsgemeinschaften zur Förderung der Jugendzahnpflege 
eine mittelfristige Zielorientierung und Maßnahmenplanung vorzuneh- 
men. So könnte z.B. eine Zielsetzung darin bestehen, daß sich die für 
die Gruppenprophylaxe und die Individualprophylaxe Verantwortli- 
chen freiwillig verpflichten, innerhalb der nächsten zwei Jahre den schu- 
lischen Betreuungsgrad und den Versiegelungsgrad bleibender Molaren 
um 50% zu erhöhen. 


54. Abgeordneter 

Ren'e 

Röspel 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß Zahnersatzleistungen im europä- 
ischen Ausland angefertigt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Jordan 
vom 30. Dezember 1998 

Sofern Ihre Frage auf zahnärztliche Leistungen bei Zahnersatz abzielt, 
die im europäischen Ausland erbracht werden, kann ich Ihnen mittei- 
len, daß nur mittels Genehmigung durch die Krankenkasse im gesetz- 
lichen Krankenversicherungssystem des anderen E U-Staates tätige Lei- 
stungserbringer in Anspruch genommen werden können. Eine darüber 
hinausgehende Inanspruchnahme von Leistungserbringern in Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaft ohne Genehmigung der Kassen 
kommt, von einem Notfall abgesehen, der bei Zahnersatz-Versorgun- 
gen jedoch in aller Regel nicht vorliegt, grundsätzlich nicht in Betracht. 
Leistungsansprüche der Versicherten deutscher gesetzlicher Kranken- 
kassen ruhen bei einer Inanspruchnahme von Leistungen im EU-Aus- 
land (§§ 16 bis 18 SGB V). Danach ohne Rechtsgrundlage entstandene 
Kosten dürfen von deutschen Krankenkassen nicht übernommen wer- 
den. 

Anders stellt sich die Sachlage bei zahntechnischen Leistungen dar, die 
ein deutscher Zahnarzt aus dem Ausland bezieht. Grundsätzlich kön- 
nen Zahnärzte zahntechnische Leistungen aus dem Inland oder aus dem 
Ausland beziehen. Entscheidend ist, daß die gelieferten Qualitäten den 
deutschen Qualitätsstandards entsprechen und die gesetzlichen Import- 
bestimmungen eingehalten werden. Über die Einhaltung der in 
Deutschland geforderten Qualitätsstandards wachen die Zahnärzte, die 
die zahntechnischen Arbeiten eingliedern. Dies gilt sowohl für Leistun- 
gen deutscher als auch für die Leistungen ausländischer Labore. 
Außerdem werden die wichtigsten Materialien für zahntechnische Lei- 
stungen, z. B. Metalle, Porzellane, Kunststoffe, Zähne, weltweit über- 
wiegend in den USA, in Japan, der Schweiz und Deutschland herge- 
stellt. Die führenden Hersteller dieser Materialien sind mit eigenen 
Niederlassungen oder Vertragspartnern in der ganzen Welt vertreten, 
wie z. B. auch in Hongkong, Singapur oder auf den Philippinen. 
Aufgrund der bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen besteht 
keine Möglichkeit, ausländische zahntechnische Labore von der 
Belieferung deutscher Zahnärzte auszuschließen. Außerdem würde 
sich ein derartiges Verhalten als Bumerang für die exportorientierte 
deutsche Dentalindustrie erweisen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


55. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Betrachtet die neue Bundesregierung die ganz- 
jährige Schiffbarmachung der Saale als eine 
sinnvolle ökologische und wirtschaftliche Maß- 
nahme im Rahmen der deutschen Verkehrs- 
politik? 


56. Abgeordneter Wird die Bundesregierung sich für eine Stau- 

Hartmut stufe auf der Saale bei Rosenburg einsetzen? 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Wie lautet das Ergebnis der verschiedenen Pla- 
nungsvarianten der Umweltverträglichkeitsprü- 
fung für eine ganzjährige Schiffbarmachung der 
Saale? 


58. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Wie sehen die weiteren Planungsschritte für 
eine dauerhafte Schiffbarmachung der Saale 
aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 7. Januar 1999 

Die Verbesserung der verkehrlichen Leistungsfähigkeit der Saale bis 
Halle durch den Bau einer Staustufe im Abschnitt Klein-Rosenburg / 
Groß-Rosenburg ist sowohl mit dem BVWP’92 als auch durch neuer- 
liche Untersuchungen aus dem Jahr 1996 als wirtschaftlich sinnvolle 
Maßnahme eingeschätzt worden. Der Nutzen übersteigt die Kosten um 
das Vierfache. Gegenüber dem Vergleichsfall können dadurch die spe- 
zifischen gesamtwirtschaftlichen Transportkosten um 35% gesenkt und 
die Bedingungen für die Sicherung bzw. Schaffung von Arbeitsplätzen 
bei den Saaleanliegern verbessert werden. 

Allerdings geht mit einer solchen Maßnahme auch ein Eingriff in die 
Natur und die Landschaft einher, dessen Ausgleich erheblicher Maß- 
nahmen bedarf. 

Die Bundesregierung wird mit dem Land Sachsen-Anhalt Verständi- 
gung darüber suchen, ob dem Staustufenbau vor dem Hintergrund 
der angespannten Haushaltssituation und verschärfter europäischer 
Umweltschutzvorschriften - wie z.B. die Llora-Launa-Habitat-Richt- 
linie - weiterhin Priorität beizumessen ist oder ob mit weniger aufwen- 
digen flußregelnden Maßnahmen eine gewisse Verbesserung der Schiff- 
fahrtsverhältnisse erreicht werden soll. 
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Bei der letztgenannten Variante kann die mit den Strombaumaßnah- 
men an der Elbe vorgesehene Fahrrinnentiefenverbesserung an der 
Saale insbesondere bei niedrigen Abflüssen nicht erzielt werden. 

Die weiteren Planungsschritte - entweder Raumordnungsverfahren zur 
Umsetzung der bisherigen verkehrlichen Ziele oder eingeschränkte 
Verbesserung des vorhandenen freifließenden Flußabschnittes - wer- 
den nach Abstimmung mit dem Land Sachsen - Anhalt festgelegt. 


59. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Woh- 
nungsmarktprognose der Deutschen Bank 
Research vom 10. November 1998, insbeson- 
dere hinsichtlich der dort zugrunde gelegten 
Annahmen über die demographische Entwick- 
lung und eine Reduzierung der Wohnungsbau- 
aktivitäten auf weniger als 350 000 Fertigstel- 
lungen im früheren Bundesgebiet bzw. weniger 
als 100 000 in den neuen Ländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 29. Dezember 1998 


Die Ausarbeitung „Perspektiven des Wohnungsmarktes” der Deut- 
schen Bank Research vom 11. November 1998 stellt die zahlreichen 
Bestimmungsfaktoren des Wohnungsmarktes dar und beschreibt mög- 
liche mittel- und langfristige Entwicklungslinien. Flinsichtlich der 
erwarteten Bevölkerungsentwicklung verweist die Studie selbst auf die 
großen Unsicherheiten einer langfristigen Prognose der Außenwande- 
rungen. Ebenso wird zu Recht darauf verwiesen, daß die Bedeutung der 
Bauinvestitionen angesichts eines immer höheren Bestandsniveaus in 
einer entwickelten Volkswirtschaft im Zeitablauf abnimmt. Das unter 
den getroffenen Annahmen erwartete mittelfristige Niveau der Woh- 
nungsbauaktivitäten bewegt sich in seiner Größenordnung innerhalb 
des bestehenden Prognosespektrums. 


60. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Prognose 
des empirica-instituts, wonach der „normative 
Bedarf’ in Westdeutschland auf eine Größen- 
ordnung von jährlich 250 000 bis 300 000 Woh- 
nungen zurückgegangen sei und deshalb die 
Förderung des Mietwohnungsbaus „weithin 
eingestellt” werden könne? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 29. Dezember 1998 


Eine derartige Prognose von empirica ist der Bundesregierung nicht 
bekannt. 
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61. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Wurden vom Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen bzw. dem Rechts- 
vorgänger bereits Anträge (Schreiben) zu dem 
Vorhaben der Stadt Köln, die in Planung be- 
findliche L 82 A (Umgehung Porz-Zündorf) an 
die Bundesautobahn (BAB) A 59 und die B 8 
anzubinden und hierzu zwischen den Anschluß- 
stellen Porz-Wahn und Flughafen Köln/Bonn 
- etwa auf halber Strecke zwischen den An- 
schlußstellen - eine neue Anschlußstelle zu 
schaffen, beschieden, und wenn j a, mit welchem 
Ergebnis? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 29. Dezember 1998 


Mit Fax vom 6. Juni 1998 hat sich der Vorsitzende des CDU-Ortsver- 
bandes Wahn/Wahnheide/Lind/Libur wegen einer neuen Anschluß- 
stelle zur Anbindung der Ortsumgehung Zündorf an die BAB A 59 an 
das Bundesministerium für Verkehr gewandt. Ihm wurde mitgeteilt, 
daß die gesetzlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer neuen 
Anschlußstelle der Nachweis einer ausreichenden Fernverkehrsrele- 
vanz sowie die Prüfung der gegebenen und der zu erwartenden verkehr- 
lichen Situation sein. Eine derartige Anschlußstelle hätte sehr geringe 
Abstände zu den vorhandenen Anschlußstellen Köln-Porz-Wahn und 
Köln-Porz-Flughafen und damit seien Verkehrssicherheitsprobleme 
nicht auszuschließen. Angesichts dieser Tatsache würde ein entspre- 
chender Antrag, den die Straßenbauverwaltung des Landes Nordrhein- 
Westfalen stellen müßte, abgelehnt werden. 


62. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Ist wegen des sehr geringen Abstandes zwischen 
den Anschlußstellen Köln-Porz-Wahn und 
Köln-Porz-Flughafen mit Verkehrssicherheits- 
problemen zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 29. Dezember 1998 


Wegen des sehr geringen Abstandes zwischen den Anschlußstellen 
Köln-Porz-Wahn und Köln-Porz-Flughafen sind Verkehrssicherheits- 
probleme nicht auszuschließen. 


63. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Würde durch den Bau einer neuen Anschluß- 
stelle der Ausbau der BAB A 59 gemäß Planung 
im gültigen Bundesverkehrswegeplan verhin- 
dert, und wären Kostensteigerungen beim Aus- 
bau der BAB A 59 zu erwarten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 29. Dezember 1998 

Der geplante östreifige Ausbau der BAB A 59 würde durch eine neue 
Anschlußstelle nicht verhindert werden. Kostensteigerungen sind beim 
Ausbau der BAB A 59 für den Bund nicht zu erwarten, weil das Land als 
Baulastträger für die L 82 A die Kosten für den Bau der neuen 
Anschlußstelle übernehmen müßte. 


64. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Ist die gesetzliche Voraussetzung für die 
Errichtung einer neuen Anschlußstelle, der 
Nachweis einer ausreichenden Fernverkehrs- 
relevanz, bei der beabsichtigten Anbindung der 
L 82 A erfüllt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 29. Dezember 1998 

Der Nachweis einer ausreichenden Fernverkehrsrelevanz kann nur 
durch ein entsprechendes Verkehrsgutachten erbracht werden. 


65. Abgeordneter 

Dr.-lng. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu der vom 
damaligen Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau Anfang 1996 vorge- 
legten Wohnungsbaubedarfsprognose im Rah- 
men der Raumordnungsprognose 2010, die zum 
Abbau des Versorgungsdefizits einen jährlichen 
Neubaubedarf von 346 000 Wohnungen in 
Westdeutschland und von 46 000 Wohnungen in 
den neuen Ländern im Zeitraum 1994 bis zum 
Jahr 2000 errechnete? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 5. Januar 1999 

Die im Rahmen der Raumordnungsprognose 2010 erstellte Woh- 
nungsprognose der ehemaligen BfLR ist eine dynamische Nachfrage- 
prognose, die eine Abschätzung der Neubautätigkeit in Abhängigkeit 
von der zu erwartenden Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung und 
der zu erwartenden Pro-Kopf-Nachfrage nach Wohnfläche vornimmt. 
Die Wohnungsnachfrageprognose enthält keine normativen Aussagen 
über Wünschbarkeit oder die Eintreffwahrscheinlichkeit der daraus 
abgeleiteten Prognoseergebnisse von jährlich durchschnittlich 346 000 
Wohnungsfertigstellungen in den alten Ländern und jährlich durch- 
schnittlich 64 000 Wohnungsfertigstellungen in den neuen Ländern bis 
zum Jahr 2000. 

Unter Berücksichtigung der immer gegebenen Prognoseunsicherheiten 
betrachtet die Bundesregierung die Ausarbeitung der BfLR als eine 
gute Abschätzung der im Prognosezeitraum zu erwartenden Nach- 
frageentwicklung, die durch die bisherige Wohnungsbautätigkeit weit- 
gehend bestätigt wurde (vgl. Antwort zu Frage 66). 
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Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 89 des Abgeordneten Gerd 
Willner in Drucksache 14/244 verwiesen. 


66. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Dietmar 
Kansy 

(CDU/CSU) 


In welchem Maß haben die tatsächlichen Woh- 
nungsfertigstellungen bis Ende 1998 die in 
Frage 65 erwähnte Bedarfsprognose erfüllt, und 
zwar getrennt nach Ein-/Zweifamilienhäusern 
und Mehrfamilienhäusern, und welche Folge- 
rungen für die künftige Wohnungsbautätigkeit 
können sich daraus ergeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 5. Januar 1999 

Statistische Jahresdaten über die Wohnungsfertigstellungen liegen bis 
einschließlich 1997 vor; die Ergebnisse des Jahres 1998 dürften im Früh- 
jahr 1999 verfügbar sein. 

Die nachfolgende Tabelle weist die Fertigstellungen der Jahre 1991 bis 
1997 in Prozent der insgesamt für 1991 bis 2000 prognostizierten Werte 
aus (Errichtung neuer Wohngebäude). Die Daten für die neuen Bun- 
desländer sind wegen ungewisser statistischer Meldungen für 1991 bis 
1993 mit Schätzfehlern behaftet. 


Wohnungen in Ein-/ 
Zweifamilienhäusern 

Alte 

Länder 

Neue 

Länder 

Insgesamt 

73 

84 

75 

Wohnungen in 
Mehrfamilienhäusern 

77 

143 

87 

Zusammen 

75 

112 

81 


Insgesamt wurden also in den zurückliegenden 7 Jahren 11% mehr 
Wohnungen neu errichtet, als nach dem Prognosemodell für diesen 
Zeitraum als erforderliche Leistung (70% ) berechnet wurde. In beson- 
derem Maße gilt das für den Geschoßwohnungsbau in den neuen Län- 
dern. Hieran wird deutlich, daß sich die künftige Wohnungsbautätigkeit 
verstärkt auf den Bestand richten dürfte. 


67. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Von welchem tatsächlichen Bedarf an soge- 
nannten „Alliiertenwohnungen” im Rahmen 
der Wohnungsfürsorge für nach Berlin umzie- 
hende Bundesbedienstete geht die Bundes- 
regierung aus, und wie stellen sich Vermietun- 
gen und Leerstände zum 31. Dezember 1998 
dar? *) 


) s. hierzu Frage 24 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 5. Januar 1999 

Die 3 025 zwischenvermieteten ehemaligen Alliiertenwohnungen wer- 
den unverändert für den Berlin-Umzug benötigt und sind fester Be- 
standteil des Wohnraumversorgungskonzeptes der Bundesregierung. 
Mit den zuständigen Kommissionen des Ältestenrates des Deutschen 
Bundestages besteht Einvernehmen, daß das Freiwerden der Alliierten- 
wohnungen Voraussetzung für den rechtzeitigen Umzug der betroffe- 
nen Mitarbeiter ist. Auch der Petitionsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat Eingaben von Zwischenmietern auf Fortsetzung ihrer zeitlich 
befristeten Mietverträge aus den gleichen Gründen zurückgewiesen. 

Die bereits zurückgegebenen Wohnungen (bis 30. November 1998: 
1 170 WE) werden zur Zeit zur Vermietung hergerichtet. Zirka 
150 Wohnungen sind bereits modernisiert und können jetzt für Bonn/ 
Berlin-Umzieher zur Verfügung gestellt werden. 

Zum 31. Dezember 1998 soll vertragsgemäß ein weiteres Kontingent 
von Wohnungen zurückgegeben werden. 

Die übrigen Wohnungen befinden sich noch in der Vermietung durch 
die verschiedenen in die Zwischenvermietung eingeschalteten Gesell- 
schaften und sollen vertragsgemäß zu unterschiedlichen Terminen bis 
Ende 2000 zurückgegeben werden. 


68. Abgeordnete 

Hannelore 

Rönsch 

(Wiesbaden) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesanstalt für Landeskunde und 
Raumordnung (BfLR) die von der damaligen 
Bundesregierung 1996 vorgestellte Raumord- 
nungsprognose 2010 zwischenzeitlich im Hin- 
blick auf die tatsächliche Bevölkerungs-/Haus- 
haltsentwicklung und aktualisierte Bevölke- 
rungsprognosen überarbeitet, und falls nein, 
beabsichtigt die Bundesregierung eine solche 
Fortschreibung in Kürze in Auftrag zu geben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 5. Januar 1999 

Eine Überarbeitung der Raumordnungsprognose 2010 der ehemaligen 
BfLR ist bislang nicht erfolgt. 

Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) ist derzeit 
mit einer Fortschreibung der Bevölkerungs- und Haushaltsprognose 
befaßt, deren Ergebnisse etwa zur Jahresmitte 1999 vorliegen werden. 


69. Abgeordnete 

Hannelore 

Rönsch 

(Wiesbaden) 

(CDU/CSU) 


Welche Annahmen über die Entwicklung von 
Bevölkerung und privaten Haushalten lagen der 
in Frage 68 erwähnten BfLR-Prognose für den 
Teil Wohnungen zugrunde, und wie verlief die 
tatsächliche Entwicklung im zurückliegenden 
Prognosezeitraum 1994 bis 1998? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 5. Januar 1999 

Bevölkerungs- und Haushaltsprognosen liegen sehr komplexe Annah- 
men u.a. über prognoserelevante demographische Verhaltensweisen 
bezüglich Fertilität, Lebenserwartung, Mobilität, internationale Wan- 
derungsbeziehungen und Haushaltsbildungsverhalten zugrunde, die im 
einzelnen in den Publikationen der BfLR veröffentlicht sind. 

Die bisherige Entwicklung bestätigt weitgehend die damaligen Erwar- 
tungen hinsichtlich 

- des allmählichen Wiederanstiegs der Geburtenzahl, 

- des Aufholprozesses bei der Lebenserwartung in Ostdeutschland, 

- der Konsolidierung der Ost-West-Wanderungen und der Mobilitäts- 
zunahme im Osten, 

- der Tendenzen zur weiteren Haushaltsverkleinerung. 

Demgegenüber wurden die internationalen Wanderungen insgesamt zu 
hoch angesetzt. Der Asylkompromiß und die Rückkehr der Ex- Jugosla- 
wien-Flüchtlinge haben dazu beigetragen, daß die Prognosewerte nicht 
eingetreten sind. In der neuen Prognose wird voraussichtlich mit niedri- 
geren Wanderungsgewinnen gerechnet werden, obwohl der Osterwei- 
terung der E U ein steigender Einfluß auf die Wanderungen zugeschrie- 
ben werden wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


70. Abgeordneter 

Ernst 

Hinsken 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
Hörschäden bei Besuchern von Rock-Kon- 
zerten vor, hervorgerufen durch übermäßige 
Lärmemissionen, und welche Maßnahmen hält 
sie für notwendig, um Besucher derartiger Kon- 
zerte durch Änderungen des Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetzes oder anderer einschlägiger 
Vorschriften besser zu schützen? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 28. Dezember 1998 

Zunehmende Gehörschädigungen bei Jugendlichen und die im langdau- 
ernden Hören sehr lauter Musik vermutete Ursache dieser Beeinträch- 
tigungen werden seit längerem in der Wissenschaft und zunehmend 
auch in der Öffentlichkeit diskutiert. Die Bundesregierung mißt diesem 
Thema große Bedeutung bei. Sie hat die Kommission Soziakusis (Zivili- 
sations-Gehörschäden) beim Umweltbundesamt (vorher: BGA) beauf- 
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tragt, die Gefahren des lauten Musikhörens zu bewerten und Strate- 
gien zur Vermeidung oder Verminderung von gehörgefährdenden 
Geräuschbelastungen zu initiieren. Die Kommission, der namhafte 
Wissenschaftler verschiedener Fachgebiete angehören, hat in verschie- 
denen Veröffentlichungen über den wissenschaftlichen Erkenntnis- 
stand berichtet, u . a . über die Resultate der vom Bundesministerium für 
Gesundheit geförderten Studie „Gehörgefahrdung durch laute Musik” 
(WaBoLu Hefte 5/96, Berlin, Institut für Wasser-, Boden- und Luft- 
hygiene des Umweltbundesamtes 1996). Die Kommission Soziakusis 
kommt in ihren Stellungnahmen zu dem Ergebnis, daß vor allem 
Jugendliche gefährdet seien, die häufig und langdauernd extrem laute 
Musik über Kopfhörer hören (sog. Walkman-Geräte) und die regelmä- 
ßig Diskotheken oder Musikveranstaltungen besuchen. Da in den vor- 
liegenden Studien Diskothekenbesuche und die Teilnahme an Rock- 
Konzerten nicht getrennt erfaßt wurden, kann die Bedeutung der Open- 
Air-Konzerte für die Genese von Hörschäden nicht quantifiziert wer- 
den. Aus statistischen Gründen ist jedoch davon auszugehen, daß der 
Besuch von Rock-Konzerten eine weniger bedeutende Rolle für die 
Gehörbelastung spielt als das Musikhören über tragbare Musikwieder- 
gabegeräte und in Diskotheken. 

Die Bundesregierung hat bisher vielfältige Maßnahmen zur Informa- 
tion über Gesundheitsgefahren durch überlautes Musikhören sowie zur 
Motivation von Jugendlichen zu lärmbewußterem Verhalten initiiert. 
So hat die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung im Jahr 1997 
den Millelstufen der Schulen umfangreiches Informations- und Unter- 
richtsmaterial zu diesem Thema zur Verfügung gestellt. Zur Frage 
rechtlicher Regelungen zur Begrenzung der Schallpegel bei Open-Air- 
Konzerten ist festzustellen, daß der Erlaß entsprechender Vorschriften 
in die grundsätzliche Kompetenz der Länder für Fragen des allgemeinen 
Gesundheitsschutzes fällt. 


71. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung, insbeson- 
dere unter den Aspekten Wirtschaftlichkeit und 
Umweltschonung, den serienmäßigen Einbau 
von Ölfiltern, die Ölwechsel überflüssig machen 
können, in Kraftfahrzeuge und die damit ver- 
bundenen umweltpolitischen Signale auf dem 
Sektor der Altölentsorgung? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 30. Dezember 1998 

Zur Frage, ob der Einbau bestimmter Ölfilter Ölwechsel überflüssig 
machen könne, hat die Bundesregierung bereits in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Monika Ganseforth, Jella Teuchner 
und weiterer Abgeordneter „Einsparung von Altöl durch Nebenstrom- 
Feinstölfilter” vom 15. April 1996 - Drucksache 13/4345 - Stellung 
genommen. 

Ergebnisse eines Forschungsvorhabens des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit war, daß der Einbau von 
speziellen Filtern wie z. B. Nebenstrom-Feinstölfiltern keinen Einfluß 
auf die Gebrauchstauglichkeit und Standzeit von Motorenölen hat. 
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Somit führt deren Einsatz nicht zu einer Verringerung der Altölmengen. 
Dieses Ergebnis begründet sich wie folgt: 

Motorenöle sollen neben ihrer schmierenden und reibungsvermindern- 
den Wirkung Ablagerungen an heißen Bauteilen verhindern bzw. ablö- 
sen sowie den aus der Verbrennung anfallenden Schmutz feinstverteilt 
in der Schwebe halten. Dazu bedarf es spezieller Additive. Diese meist 
metallorganischen Neutralisationsadditive werden durch die Verbren- 
nungsvorgänge im Motor abgebaut. Damit altert das Motorenöl auf- 
grund der chemischen Veränderung seiner Bestandteile und verliert 
seine Schutzfunktion. 

Alterungsprozesse führen in der Regel außerdem zu einer Vernetzung 
des Öles verbunden mit einem Anstieg der Viskosität. Dieser Prozeß 
wird durch den Eintrag von Schmutzpartikeln noch verstärkt. Beide 
Effekte verringern die Schmierfähigkeit und erhöhen damit den Kraft- 
stoffverbrauch. Die chemischen Veränderungen können durch Einbau 
von Nebenstrom-Feinstölfiltern oder anderen Filtern, die im Flaupt- 
strom eingesetzt werden, nicht verhindert werden. Auch die Schmutz- 
partikel können nur teilweise entfernt werden, weil selbst sog. Feinstöl- 
filter mit einer Porengröße um 2 pm (üblich sind 5 .ün bis 10 pm) weni- 
ger als 5% der Partikel erfassen. Der Einsatz von Feinstölfiltern bringt 
also gegenüber den schon bisher eingesetzten Filtern keine die Lebens- 
dauer von Schmierölen verlängernden Effekte. Er hat also keinen Ein- 
fluß auf die Gebrauchstauglichkeit und damit die Standzeit des Moto- 
renöls. 


72. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Sind aus Sicht der Bundesregierung - unter 
Einschluß der technischen Vorbedingungen 
und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen auf 
absehbare Zeit - Möglichkeiten vorhanden, um 
auf Bundesebene dafür zu sorgen, daß Fahr- 
zeuge des Bundes (z. B. Bundeswehr, Bundes- 
grenzschutz) mit solchen Ölfiltern ausgerüstet 
werden, um einen Beitrag zur Umweltschonung 
zu leisten? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 30. Dezember 1998 

Vor dem Flintergrund der Ausführungen zu Frage 71 sieht die Bundes- 
regierung z. Z . keine Veranlassung, den Einbau von bestimmten Ölfil- 
tern vorzuschreiben. Gleichwohl ist sie bestrebt, daß durch optimale 
und dem Einsatz angepaßte Schmierstoffe der Gesamtverbrauch von 
Motorenölen sowie über moderne, abfallarme Filtersysteme der men- 
genmäßige Anfall an gebrauchten Schmierstoffiltern reduziert wird. 


73. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Gibt es verbindliche Festlegungen innerhalb der 
Bundesverwaltung, in denen Sparziele für den 
Verbrauch von Wasser, Öl, Strom und Gas in- 
nerhalb der Bundesverwaltung festgelegt sind? 
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Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 30. Dezember 1998 

Für die Bundesverwaltung gibt es generell keine verbindlichen Spar- 
ziele für den Verbrauch von Wasser, Öl, Strom und Gas. Jedoch ist die 
Bundesverwaltung nach § 7 der Bundeshaushaltsordnung verpflichtet, 
die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. 
Unter anderen hat auch der Bundesrechnungshof unter diesem Ge- 
sichtspunkt die Frage des Energiemanagements bei der Liegenschafts- 
verwaltung in seinen Bemerkungen des Jahres 1998 aufgegriffen. 

Bisher hat sich nur das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit und sein nachgeordneter Geschäftsbereich im 
Rahmen des Entwurfs eines umweltpolitischen Schwerpunktpro- 
gramms (veröffentlicht April 1998) vorgenommen, die C 02-Emissionen 
um 30% bis 2005 - bezogen auf 1990 - in den genutzten Liegenschaften 
zu reduzieren. Dieses Ziel ist nur durch die Reduzierung des Energie- 
verbrauchs erreichbar. Dabei können in gleicher Größenordnung Ener- 
gieausgaben eingespart werden, die im Rahmen der Flexibilisierung der 
Haushaltsführung für die Entwicklung von Anreizen zum Energiespa- 
ren verwendet werden könnten. 


Bonn, den 8. Januar 1999 




